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V O R W O R T

Der Schutz durch soziale Sicherheit war weltweit noch nie so hoch wie heute, und die 
Deckungsrate wächst weiter. Dank des starken politischen Willens und der erreichten Ver-
waltungsexzellenz verbessert die soziale Sicherheit das Leben der Menschen und formt die 

Gesellschaft in allen Weltregionen.

Die globale Gemeinschaft, die von den Mitgliedern der Internationalen Vereinigung für Soziale Si-
cherheit (IVSS) gebildet wird, setzt sich für die Erhaltung und den weiteren Ausbau des Schutzes der 
sozialen Sicherheit gemäß den Zielen nachhaltiger Entwicklung der Vereinten Nationen für 2030 
ein. Wenn wir diese ehrgeizigen Ziele erreichen wollen, müssen wir die gegenwärtigen Herausforde-
rungen besser verstehen und angemessene Maßnahmen zu deren Bewältigung formulieren.

Aus diesem Grund hat die IVSS einen Bericht ausgearbeitet, der die zehn wichtigsten Herausfor-
derungen benennt, vor denen die Systeme der sozialen Sicherheit derzeit stehen. Dieser Bericht 
betrachtet diese Herausforderungen aus Sicht der IVSS-Mitgliedsinstitutionen in Europa.

Die im Bericht geschilderten Herausforderungen wurden in der Reihenfolge der Bedeutung geord-
net, die die IVSS-Mitgliedsinstitutionen Europas ihnen zugeordnet haben. Ich möchte allen Betei-
ligten dafür danken, die sich die Zeit genommen haben, die Umfrage zu beantworten, dank der wir 
diese Erkenntnisse und weitere wertvolle Daten erhalten haben.

„Arbeitsmärkte und die digitale Wirtschaft“ wurden von den Mitgliedsinstitutionen Europas 
als wichtigste Herausforderung gewertet, und „Bevölkerungsalterung“ steht an zweiter Stelle. 
Die drittgrößte Herausforderung ist „Der technologische Wandel“, knapp gefolgt von „Gesundheit 
und Langzeitpflege“.

Diese dringenden Herausforderungen zeigen, dass die Region Europa in den Bereichen Techno-
logie, Bevölkerung und Epidemiologie weit fortgeschritten ist, was wiederum Herausforderungen 
für die Gestaltung, Finanzierung und strategische Planung der Systeme der sozialen Sicherheit mit 
sich bringt. In diesen Bereichen muss dringend gehandelt werden, und eines der wichtigsten Ge-
sprächsthemen am IVSS-Regionalforum für soziale Sicherheit für Europa wird sein, wie die Länder 
am besten auf diese Herausforderungen reagieren können.

Neben der Förderung eines besseren Verständnisses für den sich schnell wandelnden Kontext 
der sozialen Sicherheit liefert der Bericht auch spannende Beispiele innovativer Maßnahmen, 
mit denen sich die IVSS-Mitgliedsinstitutionen diesen Herausforderungen bereits heute stellen.

Angesichts der ungewissen Lage auf internationaler Ebene ist es umso wichtiger, auf umfassende 
Systeme der sozialen Sicherheit zurückgreifen zu können. Um die gegenwärtigen und zukünftigen 
Herausforderungen zu bewältigen, müssen die Institutionen der sozialen Sicherheit jedoch weiter 
innovative Maßnahmen, gute Praxis und wirksame Lösungen entwickeln und miteinander austau-
schen. Und dafür ist die IVSS nach wie vor Ihr bevorzugter Partner und Ihre beste Plattform.

Ich wünsche Ihnen eine anregende und inspirierende Lektüre und hoffe, dass der Bericht Sie zu 
einem noch stärkeren Engagement in unserer einzigartigen Vereinigung bewegen wird.

Marcelo Abi-Ramia Caetano
Generalsekretär
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E I N F Ü H R U N G

Im Jahr 2016 veröffentlichte die Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS) zur 
Vorbereitung des Weltforums für soziale Sicherheit in Panama einen bahnbrechenden Bericht 
mit dem Titel 10 Herausforderungen für die soziale Sicherheit. Die Analyse dieses Folge-

berichts befasst sich nun mit der Situation in Europa und beruht auf den Rückmeldungen von 
IVSS-Mitgliedsinstitutionen aus der Region zu den wichtigsten Herausforderungen, vor denen sie 
derzeit stehen.

UMFRAGE BEI IVSS-MITGLIEDSINSTITUTIONEN

Um zu erfahren, wie relevant die zehn globalen Herausforderungen der nationalen Systeme der 
sozialen Sicherheit für die IVSS-Mitgliedsinstitutionen Europas sind, hat die IVSS bei ihren Mit-
gliedern in der Region eine Umfrage gestartet. Die Reihenfolge der Herausforderungen in diesem 
regionalen Bericht über die zehn größten globalen Herausforderungen beruht auf den Umfrage-
antworten der Mitgliedsinstitutionen. Die Befragten lieferten auch wertvolle Informationen über 
die wichtigsten inneren und äußeren Herausforderungen, die sie in Bezug auf die aufkommende 
Digitalwirtschaft zu bewältigen haben.

Die Umfrageantworten der IVSS-Mitgliedsinstitutionen aus Europa vermitteln einen einzigarti-
gen Einblick in die Realität der Verwaltung der sozialen Sicherheit in der Region und in die Art 
ihrer Herausforderungen.

RANGFOLGE DER WICHTIGSTEN HERAUSFORDERUNGEN

In den Umfrageergebnissen stehen „Arbeitsmärkte und die digitale Wirtschaft“ an erster Stelle, 
gefolgt von „Bevölkerungsalterung“ und „Der technologische Wandel“. Die Herausforderungen 
„Gesundheit und Langzeitpflege“, „Ungleichheiten im Lebensverlauf“ und „Gestiegene öffentliche 
Erwartungen“ wurden an vierter, fünfter und sechster Stelle genannt. „Schließen der Deckungslü-
cke“ steht an siebter Stelle, während „Beschäftigung junger Arbeitnehmer“, „Schutz von Arbeitsmi-
granten“ und „Neue Risiken, Schocks und Extremereignisse“ in der Reihenfolge ihrer Dringlichkeit 
den achten, neunten und zehnten Platz belegten.

Die drei erstgenannten Herausforderungen bestätigen, dass der Schutz der Menschen im Lebens-
verlauf angesichts der Ungewissheit und des wirtschaftlichen, demografischen und technologischen 
Wandels nach wie vor höchste Priorität hat. Die IVSS geht davon aus, dass die Mitgliedsinstitutionen 
weiterhin neue Chancen nutzen werden, um die Deckung auf ein angemessenes und tragfähiges 
Niveau auszuweiten und der erwerbstätigen und nicht aktiven Bevölkerung Dienstleistungen hoher 
Qualität anzubieten. Hervorzuheben ist, dass diese Maßnahmen bereits heute auf die in der aufkom-
menden Digitalwirtschaft beschäftigten Menschen angepasst werden.

Die Weltbevölkerung altert, und sowohl Anzahl als auch Anteil der älteren Menschen sind im Zuneh-
men begriffen. Die gestiegene Lebenserwartung zusammen mit der rückläufigen Geburtenrate haben 
für die Systeme der sozialen Sicherheit weitreichende Konsequenzen. Der politische Wille in Europa, 
annehmbare Mindestlebensstandards für die alternde Bevölkerung zu garantieren und den Zugang 
zu Gesundheits- und Langzeitpflegedienstleistungen hoher Qualität für alle sicherzustellen, wird Inno-
vationen in der Verwaltung der sozialen Sicherheit nötig machen.

Die steigende Lebenserwartung ist aber nicht immer von einer steigenden Zahl von Jahren bei 
guter Gesundheit begleitet. Dies ist oft eine Folge der Ungleichheiten in der Gesellschaft. Wer diese 
Ungleichheiten beseitigen will, sollte gleichzeitig den gestiegenen Erwartungen hinsichtlich einer 
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verbesserten Dienstleistungserbringung Rechnung tragen und reale Verbesserungen beim Wohl-
befinden der Menschen erreichen.

Trotz der umfassenden gesetzlichen Deckung in einer Mehrzahl von Ländern der Region verfügen 
einige Bevölkerungsgruppen noch immer über keinen wirksamen Zugang zu einer angemessenen 
Deckung. In einigen Ländern besteht eine besondere Herausforderung darin, den Bedarf Selbst-
ständiger, der Beschäftigten digitaler Plattformen und der Arbeitnehmer in ländlichen Gebieten 
und im informellen Sektor besser zu decken. Die Bedürfnisse junger Arbeitnehmer im Übergang 
von der Ausbildung zur Arbeit stellt eine weitere Herausforderung dar. Das gestiegene Risiko ex-
terner Schocks und Extremereignisse zeigt, dass die Systeme der sozialen Sicherheit ihren Blick auf 
mögliche Risiken weiten sollten.

DIE AUSWIRKUNGEN DER DIGITALEN WIRTSCHAFT AUF DIE 
SYSTEME DER SOZIALEN SICHERHEIT

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass die Auswirkungen der Digitalwirtschaft auf die Systeme der 
sozialen Sicherheit als prioritär eingestuft werden. Derzeit ist nicht ganz klar, wie sich die digita-
len Plattformen und die zunehmende Automatisierung auf die verschiedenen Arbeitsmärkte der 
Region auswirken werden. Das Risiko einer Arbeitsmarktverzerrung ist jedoch real.

Was die Auswirkungen auf die Systeme der sozialen Sicherheit anbelangt, so könnten die sich 
verändernden Arbeitsmärkte und die Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse die Finanz-
basis beitragsgebundener Programme der sozialen Sicherheit aushöhlen, was zu einem erhöhten 
Druck auf die bereits angespannten finanziellen Ressourcen führen dürfte. Dennoch stellen digitale 
Plattformen auch eine Alternative zur Schaffung neuer Beschäftigungsformen dar. Sie erlauben, 
Dienstleistungen hoher Qualität zu erbringen, die Beitragshistorien der Arbeitnehmer und Beschäf-
tigten besser zu überwachen und Arbeitnehmer zu identifizieren und zu registrieren, so dass eine 
wirksame Deckung der sozialen Sicherheit sichergestellt werden kann.

Mit dem Wandel hin zur digitalen Wirtschaft werden sich auch die Bedürfnisse und Erwartungen 
der Versicherten und der Leistungsempfänger verändern. Die Programme der sozialen Sicherheit 
müssen sich entwickeln, dabei sollten allerdings auch die Rechte der Beschäftigten und der ver-
sicherten Bevölkerungsgruppen geschützt werden.

In Bezug auf die internen Auswirkungen der digitalen Wirtschaft auf die Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit liegen die drängendsten Herausforderungen darin, die Geschäftsprozesse zu automa-
tisieren und Daten zu erheben, damit eine kohärente und koordinierte Deckung erbracht werden 
kann. Zu den weiteren Prioritäten gehören die Entwicklung personeller Kapazitäten, um den ver-
änderten Arbeitsanforderungen und neuen Dienstleistungsmodellen Rechnung zu tragen und neue 
Technologien zu nutzen.

Diese neuen Erkenntnisse über die Herausforderungen, vor denen die Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit Europas derzeit stehen, werden dabei helfen, die richtigen Maßnahmen zu bestimmen 
und sie umzusetzen. In der Zukunft wird die IVSS weitere Umfragen starten, um die bisherigen 
Entwicklungen und Erfolge der nationalen und regionalen Maßnahmen zur Bewältigung der zehn 
globalen Herausforderungen der sozialen Sicherheit zu beschreiben und zu analysieren.

Jedes Kapitel dieses Berichts befasst sich mit einer Herausforderung. Die einzelnen Kapitel sind so 
gegliedert, dass zuerst der allgemeine regionale Kontext vorgestellt wird, dann die Art der Her-
ausforderung für die Systeme der sozialen Sicherheit beschrieben wird und schließlich konkrete 
Beispiele guter Praxis gegeben werden, mit denen die IVSS-Mitgliedsinstitutionen innovativ auf die 
Herausforderung reagiert haben. Am Schluss jedes Kapitels werden die beschriebenen Inhalte in 
einer Grafik dargestellt.
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C H A L L E N G E  1H E R A U S F O R D E R U N G  1

Digitale Wirtschaft
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Arbeitsmärkte und die digitale Wirtschaft

Die aufkommende Digitalwirtschaft führt zu einer Neugestaltung 
der Arbeitswelt. Das Aufkommen digitaler Plattformen, die künst-
liche Intelligenz, die zunehmende Automatisierung in der Fertigung, 
die Digitalisierung der Arbeitsprozesse und die Ausweitung des Inter-
nets der Dinge haben zu einer Transformation der Volkswirtschaften 
Europas geführt. Neue Chancen und Risiken fordern die Gesetzes-
rahmen der sozialen Sicherheit heraus und stellen gleichzeitig die 
Finanzierung und die Erbringungsmodelle der Systeme der sozialen 
Sicherheit in Frage.

Dank der Entwicklung eines Hochge-
schwindigkeitsnetzwerks und von Big 
Data und mobilen Geräten ist die soge-

nannte Plattform-Wirtschaft schnell gewachsen, 
die auch Gig Economy oder Sharing Economy 
genannt wird und für Arbeiten auf Abruf oder 
verschiedene Formen atypischer Arbeitsverhält-
nisse steht. Die Dienstleistungen solcher Platt-
formen erlauben eine Abstimmung von Bedarf 
und Nachfrage mit geringen Zugangsbarrieren 
und geringen Transaktionskosten, was für Be-
schäftigte sowohl in der digitalen als auch in der 
physischen Welt Möglichkeiten schafft.

Gleichzeitig zu diesen noch nie dagewesenen 
Chancen stellen sich auch neue Herausforde-
rungen. Es wird zu größeren Brüchen kommen, 
wenn sich ganze Branchen und Geschäftstätig-
keiten entwickeln und manchmal auch ver-
schwinden, während wieder andere neu entste-
hen. Die Zukunft braucht besser ausgebildete, 
besser qualifizierte und digital affine Arbeit-

nehmer. Gegenwärtig herrscht einige Unklarheit 
darüber, wie sich dies auf den neuen und auf-
kommenden Sozialschutzbedarf für die verschie-
denen Bevölkerungsgruppen auswirken wird. 
Doch es steht außer Frage, dass sich die Systeme 
der sozialen Sicherheit anpassen müssen.

DIE HERAUSFORDERUNGEN 
DER SICH ÄNDERNDEN 
ARBEITSWELT

Es fehlen nach wie vor genaue Daten über die 
Auswirkungen der aufkommenden Digital-
wirtschaft auf die Beschäftigung sowie auf die 
Deckung und Finanzierung der sozialen Sicher-
heit. Die Herausforderungen sind jedoch durch-
aus real.

In vielen nationalen Rechtssystemen werden 
Beschäftigte von Arbeitsplattformen als Selbst-
ständige behandelt. Es kann daher sein, 
dass Plattformarbeit nicht mit einer obligatori-  
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schen Sozialversicherungsdeckung verbunden 
ist. Die Deckung ist stattdessen freiwillig und 
wird oft mit privaten Anbietern abgeschlossen. 
Der Status der Beschäftigten von Arbeitsplatt-
formen ist wohl irgendwo zwischen Selbst-
ständigkeit und Angestelltenverhältnis anzu-
siedeln. Einerseits ist diese Arbeit verwandt mit 
selbstständiger Arbeit, da es der Arbeitnehmer 
ist, der beschließt, wann er arbeitet und wann 
er einen Auftrag annimmt, aber andererseits 
handelt es sich um ein Angestelltenverhält-
nis, da der Arbeitnehmer von der Infrastruktur 
der Plattform abhängig ist, die die Aufträge 
für ihn generiert und administrative Aspekte 
übernimmt. Da die Aktualisierung des Arbeits-
rechts oft nicht mit den Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt Schritt hält, ist ein neuer hybrider 
Arbeitnehmertyp aufgetaucht, der zwischen den 
Maschen der meisten herkömmlichen Arbeitsge-
setzgebungen hindurch fällt. In einigen nationa-
len Rechtssystemen stehen manche Wirtschafts-
akteure aufgrund der fehlenden Bestimmungen 
außerhalb des Arbeitsrechts und der Gesetze 
über Arbeitsschutz und Gesundheit, über Min-
destlöhne und über soziale Sicherheit.

Ist kein klarer Status definiert, so liegt es an 
den Gerichten, fallweise über die verschiede-
nen Interpretationen zu entscheiden, was nicht 
gerade förderlich ist, wenn man einen gleich-
berechtigten Zugang aller Beschäftigten zu 
einem angemessenen Sozialschutz sicherstellen 
will. Eine obligatorische Deckung wird mit den 
aktuellen Programmen der sozialen Sicherheit 
erst möglich, wenn das Arbeitgeber-Arbeitneh-
mer-Verhältnis rechtlich festgelegt ist.

Die meisten Beschäftigten von Arbeitsplattfor-
men begrüßen die größere Flexibilität bei der 
Gestaltung ihrer Arbeitsstunden, doch auf der 
anderen Seite müssen sie mit einer geringeren 
Arbeitsplatzsicherheit und einem ungewissen 
Verdienst zurechtkommen. Es scheint, als ob nur 
sehr wenige Beschäftigte ihren Lebensunterhalt 
ausschließlich durch Plattform-Arbeit bewältigen 
können. Außerdem kann es sein, dass die vielen 
Kleinstaufgaben, die nur wenige Beiträge gene-
rieren, keine ausreichende Beschäftigungshisto-
rie ergeben, die einen Anspruch auf Leistungen 
der sozialen Sicherheit oder die Ansparung an-
gemessener Leistungsansprüche in der Zukunft 
generieren würde.

Die Abnahme der lohnabhängigen formellen 
Beschäftigung bei gleichzeitiger Zunahme flexi- 
blerer und individuellerer Arbeitsformen könnte 

eine Herausforderung für den Finanzrahmen 
beitragsfinanzierter Programme der sozialen 
Sicherheit darstellen. Einerseits werden direkte 
Auswirkungen auf die Finanzbasis des Systems 
erwartet, und andererseits kann dies auch später 
im Leben der gedeckten Menschen sekundäre 
Folgen haben. Die zunehmende Deckungslücke 
könnte in Zukunft zu einer stärkeren Nachfrage 
steuerfinanzierter Sozialhilfe führen, wodurch 
das Finanzierungsproblem nur an die nächste 
Generation von Steuerzahlern weitergegeben 
würde, die bereits die Last eines höheren Abhän-
gigenquotienten von Rentnern zu Beschäftigten 
zu tragen haben wird.

Die Sache wird dadurch weiter kompliziert, 
dass es sein kann, dass der steuerliche Sitz 
der Plattform nicht belangbar ist, so dass es 
schwierig wird, diese sogenannten extraterrito-
rialen Beiträge zu erfassen und einzutreiben und 
die nationalen Gesetze der sozialen Sicherheit 
und das Arbeitsrecht für die Plattform geltend 
zu machen.

MASSNAHMEN IM 
HINBLICK AUF DIE DIGITALE 
WIRTSCHAFT

Eine grundlegende – wenn auch manchmal um-
strittene – Frage ist diejenige der Klärung des 
rechtlichen Status der Beschäftigten von Arbeits-
plattformen, und die dazu gefällten Urteile 
haben Auswirkungen auf den Zugang zu einem 
Schutz durch soziale Sicherheit. Einige europäi-
sche Regierungen haben andere praktische Maß-
nahmen ergriffen, um die wirksame Deckung 
der Beschäftigten von Arbeitsplattformen zu 
erhöhen, insbesondere durch den Austausch 
von Informationen zwischen der Steuerbehörde 
und den Institutionen der sozialen Sicherheit. 
Dies ist etwa in Belgien der Fall sowie für einige 
Gruppen von Selbstständigen in der Slowakei. 
In Frankreich kann das Zentralamt der Träger 
der sozialen Sicherheit, das die Beiträge ein-
treibt, von den Beschäftigten von Arbeitsplatt-
formen Einkommensdaten anfordern. Mit der 
Plattform selbst können neue formale Partner-
schaften eingegangen werden. So etwa hat eine 
digitale Plattform in der Schweiz beschlossen, 
die Sozialversicherungsbeiträge ihrer Beschäftig-
ten selbst einzuziehen und zu übertragen.

Auf institutioneller Ebene müssen beitrags-
finanzierte Systeme, die auf der Grundlage von 
Lohnabzügen operieren, Wege finden, um die 
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Beiträge einzuziehen und eine angemessene 
Deckung anzubieten. Die Verwaltungen der 
sozialen Sicherheit sollten die vollständige Ent-
richtung der Beiträge der sozialen Sicherheit 
aktiv durchsetzen. Die Leitlinien der IVSS über 
Beitragseinzug und Einhaltung der Bestimmun-
gen und die demnächst erscheinenden Leitlinien 
der IVSS über Fehler, Hinterziehung und Betrug 
sind nützliche Instrumente mit einer Vielzahl 
von Grafiken und Beispielen guter Praxis zu den 
neusten Methoden in diesem Bereich.

Ein anderer Ansatz besteht darin, breitere und 
stärker diversifizierte Finanzierungsquellen ins 
Auge zu fassen. Dies könnte durch eine all-
gemeine Besteuerung oder durch eine Mehr-
wertsteuer geschehen. So etwa diskutiert das 
Europäische Parlament derzeit einen Entwurf 
für einen Entschließungsantrag, wonach die am 
weitesten entwickelten Roboter als „elektroni-
sche Personen“ gelten sollen. In der Begründung 
heißt es, dass diese Roboter an einen Fonds 
gebunden werden sollen, aus dem die recht-
lichen Verbindlichkeiten und Forderungen an 
die Eigentümer der Roboter bestritten werden, 
die für sie Sozialabgaben zu entrichten haben.

Diese Finanzierungsansätze, die über die 
herkömmlichen beitragsabhängigen Mechanis-
men hinausgehen, könnten es den Programmen 
der sozialen Sicherheit erlauben, Einkommen 
wirksamer umzuverteilen und Einkommenslü-
cken zu schließen. Dies könnte den Weg für ein 
universelles Grundeinkommens bereiten, das im 

gesamten politischen Spektrum Befürworter 
hat, allerdings aus unterschiedlichen Gründen. 
Für Linksgerichtete ist das universelle Grund-
einkommen ein Instrument für mehr soziale 
Gerechtigkeit, während Rechtsgerichtete in ihm 
eher einen möglichen Mechanismus für weniger 
Verwaltungsaufwand sehen, da ein Teil der Ver-
antwortung für die Einkommens- und Arbeits-
marktrisiken auf den Einzelnen übertragen wird. 
Trotz einiger Pilotprojekte mit einem universel-
len Grundeinkommen in Europa gibt es nach wie 
vor ungelöste Fragen wie etwa diejenige, ob ein 
solcher Ansatz finanzierbar und tragfähig ist und 
welche Auswirkungen er auf die Produktivität, 
die Beschäftigung und den Unternehmergeist 
haben wird.

Der Zugang zu einer Deckung durch soziale 
Sicherheit für alle Beschäftigten muss verbes-
sert werden, und die Kriterien müssen flexibler 
gestaltet werden, damit die Aufnahme von 
Selbstständigen, Freiberuflern und atypischen 
Arbeitnehmern erleichtert wird und Anreize 
dafür geschaffen werden. Dies sind nicht unbe-
dingt neue Herausforderungen, aber der Druck, 
angemessene Lösungen für sie zu liefern, ist nun 
gewachsen. Die Europäische Union (EU) versucht 
mit ihrer Initiative zum Zugang zum Sozial-
schutz für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer und für Selbstständige im Rahmen der 
Europäischen Säule sozialer Rechte, die Heraus-
forderung zu bewältigen, dass fast 50 Prozent 
der atypisch Beschäftigten und Selbstständigen 
in der EU keinen angemessenen Zugang zu  

 Mit neuen Gesetzen 
kann die Zunahme 
atypischer Arbeitsformen 
kontrolliert und die 
soziale Sicherheit 
ausgeweitet werden 
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sozialer Sicherheit und öffentlichen Arbeitsäm-
tern haben.

Außerhalb der EU haben beispielsweise in der 
Schweiz die obligatorische Unfallversicherung 
(SUVA) und die Pensionskasse des Bundes 
(PUBLICA) beschlossen, dass Unternehmen, 
die über Apps Taxidienstleistungen anbieten, 
als Arbeitgeber betrachtet werden, die Sozial- 
versicherungsbeiträge zu entrichten haben. 
Die Begründung lautet, dass in der Schweiz 
Taxifahrer, die vollständig von Aufträgen des 
operationellen Hauptsitzes eines Unternehmens 
abhängig sind, rechtlich nicht als selbstständig 
erwerbend zu betrachten sind.

Wie es im Bereich der selbstständigen Arbeit 
üblich ist, haben sich mehrere Länder für frei-
willige Systeme entschieden, um die Deckung 
durch soziale Sicherheit auf atypische Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auszuweiten. 
Aber wie bei allen freiwilligen Systemen laufen 
diese Gefahr, der negativen Risikoauslese zum 
Opfer zu fallen: Die Selbstständigen mit den 
höchsten Risiken haben den größten Anreiz 
beizutreten, was eine ausgeglichene Risikovertei-
lung erschwert. Alle Erfahrungen deuten darauf 
hin, dass eine freiwillige Deckung stets nur eine 
Teillösung sein kann.

Auch läuft die Entwicklung paralleler Systeme 
der sozialen Sicherheit für verschiedene Be-
schäftigtentypen Gefahr, für die Arbeitgeber 
einen Anreiz zur Kostenreduktion zu setzen, 
indem sie die Arbeitsverträge ändern und Be-
schäftigte in weniger teure Systeme mit einem 
geringeren Schutz verschieben. Die Einstufung 
neuer Arbeitsformen als Standardbeschäftigung, 
wie dies in Österreich und Italien der Fall ist, 
zeigt, dass mit neuen Gesetzen die Zunahme 
atypischer Arbeitsformen kontrolliert und die 
soziale Sicherheit ausgeweitet werden kann.

In Italien wurde es zuvor so gehandhabt, 
dass selbstständige Auftragnehmer, die Dienst-
leistungen für eine beschränkte Zahl von 
Kunden erbrachten, geringere Beiträge an das 

Festbeitragsrentensystem mit fiktiven Konten 
entrichtet haben, das keine Arbeitslosigkeits- 
oder Krankenversicherungsdeckung enthielt und 
geringere Rentenleistungen zur Folge hatte. 
Diese geringeren Lohnnebenkosten führten zu 
einer Zunahme der Anzahl selbstständiger Auf-
tragnehmer. Italien hat seither die Beitragssätze 
erhöht (und finanziert damit angemessenere 
Leistungen), und die Zahl der selbstständigen 
Auftragnehmer ist zurückgegangen.

Neue Arbeitsformen, die über digitale Plattfor-
men organisiert sind, zeigen, dass die Arbeit in 
der modernen Wirtschaft oft individuell erfolgt. 
Ein starker Gesetzesrahmen sowie Instrumente 
für die internationale Koordination sind er-
forderlich, wenn das Risiko einer fehlenden ge-
meinsamen Vertretung in diesem neuen Umfeld 
abgefedert werden soll. Dies sollte auch einen 
Preiskampf ins Bodenlose verhindern, damit ein 
angemessener Schutz für alle gewährleistet ist. 
Wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ihre Möglichkeiten nutzen und die Risiken 
senken wollen, dann müssen sie genauer Be-
scheid wissen, sich anpassen und kreativ sein.

Mit neuen Technologien können viele repetitive 
Arbeiten automatisiert werden, so dass mehr Zeit 
für den Einsatz des Urteilsvermögens und von 
Geschicklichkeit beim Lösen komplexer Auf-
gaben bleibt. Dies ist eine positive Nachricht. 
Dennoch zeigt sich auch, dass die Menschen 
in der Lage sein müssen, sich an die Welt im 
Wandel anzupassen. Für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bedeutet dies, dass sie ihre 
Fähigkeiten während der Laufbahn ausbauen 
sollten, und dafür ist sowohl eine allgemeine 
Ausbildung als auch eine berufliche Weiterbil-
dung entscheidend. In Belgien hat die Regierung 
18 Millionen Euro über drei Jahre für Projekte 
zur Schulung digitaler Fähigkeiten zur Verfü-
gung gestellt. Auf EU-Ebene umfasst die Agenda 
für Kompetenzen zahlreiche Maßnahmen zur 
Weiterbildung in Europa. 
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DIE VIERTE INDUSTRIELLE REVOLUTION

Mechanisierung, 
Wasserkraft, 
Dampfkraft 

Massenproduktion, 
Fließband, Elektrizität

Computer und 
Automatisierung

Cyber-physische 
Systeme

1. 2. 3. 4.

Quelle: Willis Towers Watson (2017)

ARBEITSMARKTCHANCEN IN EUROPA PRIORITÄTEN DER 
IVSS-MITGLIEDER 
Mitgliedsinstitutionen, 
die die Arbeitsmarkt-
situation als prioritäre 
Herausforderung 
einstufen 

Welt 65,8% 
Afrika 79%
Amerika 71% 
Europa 70% 
Asien und Pazi�k 55% 

Quelle: Globale Mitgliederumfrage der IVSS 
(2015)

1 Million

2%

Prognostizierter EU-Arbeitsmarktbe-
darf an IT-Spezialisten 2020

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung (2016)

Nur ein kleiner Teil der erwachsenen 
EU Bevölkerung verdient den Groß-
teil seines Einkommens durch Platt-
form-Arbeit

DIE ZUKUNFT DER ARBEIT

5% 60%

der aktuellen  
Arbeitsplätze 
Voraussichtlich nur jeder zwanzigste 
Arbeitsplatz wird durch aktuelle Tech-
nologien voll automatisiert werden

Quelle: www.mckinsey.com (2017)

der Beschäfti-
gungen
Bis Mitte des Jahrhunderts werden 
voraus sichtlich 30% der Aufgaben 
und 60% der Arbeitsplätze auto-
matisiert sein
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Bevölkerungsalterung

Die Bevölkerungsalterung ist in Europa eine Realität, auch wenn 
es nationale und subnationale Abweichungen gibt. Die nationa-
len Systeme der sozialen Sicherheit ergänzen ihre herkömmliche 
Schutzrolle durch verstärkte Investitionen in Gesundheit, Beschäfti-
gung, Familie und Selbsthilfe, um die finanzielle Tragfähigkeit ihrer 
Programme zu gewährleisten und den Bedarf aller Menschen in 
alternden Gesellschaften angemessen zu decken. Zugleich werden 
koordinierte und gezielte Maßnahmen der sozialen Sicherheit um-
gesetzt, um den Menschen in allen Lebensphasen eine reibungslose 
Unterstützung zu bieten.

Die Gesellschaften Europas werden älter, 
da die Geburtenrate sinkt und der Anteil 
der Menschen mit 60 und mehr Jahren 

zunimmt. Zudem verändert sich auch die Struk-
tur der älteren Bevölkerung, da der Anteil der 
über 80-Jährigen weiter zunehmen wird. In Süd- 
und Osteuropa wird ein sehr schneller Wandel 
der Bevölkerungsstruktur erwartet. Gemäß 
Bevölkerungsprognosen wird die durchschnitt-
liche Geburtenrate in Europa in den kommenden 
Jahrzehnten weiter abnehmen und sich einer 
Rate von 1,5 bis 1,7 Kindern je Frau annähern, 
was weit unter der Zahl von 2,1 liegt, die für 
den Erhalt des aktuellen Bevölkerungsstands 
erforderlich wäre.

So dürfte es in einigen Ländern zu einer Be-
völkerungsschrumpfung kommen, die zum Teil 
durch die Abwanderung jüngerer Menschen ver-
stärkt wird. Das durchschnittliche Medianalter in 
Europa wird deshalb von 38 bis auf fast 50 Jahre 

steigen. Dennoch wurde in einigen Ländern 
eine vergleichsweise langsamere Alterung der 
Bevölkerung beobachtet, so etwa in Frank-
reich und Deutschland. Ein Grund dafür ist die 
positive Netto-Einwanderung in diesen Ländern. 
Auch dürften die angebotenen Familienleis-
tungen und die Familienpolitik – zumindest in 
Frankreich – teilweise für das vergleichsweise 
gute Bevölkerungsprofil verantwortlich sein.

Zur Erläuterung der Folgen dieser demo-
grafischen Entwicklungen sei darauf verwie-
sen, dass es in Italien, wo die Geburtenrate 
1,35 Kinder je Frau beträgt, bereits heute mehr 
Menschen mit 65 und mehr Jahren gibt als 
solche unter 15 Jahren. Allgemein zeigen die 
Prognosen, dass der Anteil der europäischen  
Bevölkerung mit 65 und mehr Jahren bis 
mindestens zur Mitte des Jahrhunderts von 
20 Prozent im Jahr 2005 auf 30 Prozent im 
Jahr 2050 weiter ansteigen wird.  
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DIE HERAUSFORDERUNGEN 
DER BEVÖLKERUNGSALTERUNG

Durch die Bevölkerungsalterung wird sich 
der Bedarf an angemessener und tragfähiger 
sozialer Sicherheit und Gesundheitsversorgung 
verändern, und es sind geringere Beitrags-
aufkommen und steigende Sozialausgaben 
zu erwarten. Um die öffentliche Finanzierung 
aufrechtzuerhalten, die zur Finanzierung vieler 
beitragsabhängiger Programme der sozialen 
Sicherheit beiträgt, sollten die nationalen Behör-
den politische Initiativen zur Verbesserung der 
nationalen Wirtschaftsleistung, der Produktivität, 
der öffentlichen Gesundheitsindikatoren und der 
formellen Arbeitsmarktbeteiligung starten.

Die Systeme der sozialen Sicherheit müssen also 
an die sich wandelnden Bedürfnisse aller Bevöl-
kerungsgruppen angepasst werden. Die immer 
flexibleren Lebensverläufe und die zunehmende 
Arbeitsmarktmobilität stellen vor allem die künf-
tige Angemessenheit vieler Altersrentensysteme 
vor Herausforderungen.

Zur Befriedigung der öffentlichen Erwartungen 
in Bezug auf Generationengerechtigkeit und 
Dienstleistungsqualität müssen die Einkom-
menssicherheit und die Pflege von immer mehr 
älteren Menschen zudem durch Investitionen in 
die jüngeren Generationen ergänzt werden.

In zahlreichen Volkswirtschaften verringert 
sich der Unterschied in der formellen Beschäf-
tigungsrate von Frauen und von Männern. 
Dies kann in alternden Gesellschaften zu einer 
höheren Arbeitsproduktivität führen und die 
Grundlage für eine weitere wirtschaftliche 
Entwicklung, Wirtschaftswachstum und eine 
Stärkung der Rolle von Frauen bilden. Außer-
dem wird dadurch ein entscheidender Beitrag 
zur Tragfähigkeit der Systeme der sozialen 
Sicherheit geleistet, darunter auch von Renten-
systemen. Für all diese wichtigen Fragen ist es 
entscheidend, dass der Anteil der erwerbsfähi-
gen Bevölkerung vergrößert wird.

In der gesamten Region dürfte das Risiko der Alters-
armut aufgrund der Bevölkerungsalterung sowie 
des geringen Wirtschaftswachstums, der immer pre-
käreren Beschäftigungsbedingungen, der geringen 
Lohnzuwächse und der Haushaltsengpässe weiter 
steigen. Andererseits wird der Zugang zu einer Ge-
sundheitsversorgung hoher Qualität voraussichtlich 
nicht universell und gleich verteilt sein. Aufgrund 
der alternden Bevölkerung ist ein erhöhter Pflege-

bedarf zu erwarten, sowohl seitens informeller 
Pflegepersonen aus dem familiären Umfeld als auch 
seitens der formellen Pflegesysteme. Die primäre 
und weiterführende Gesundheitsversorgung muss 
deshalb von einer Strategie der Prävention und Re-
habilitation begleitet werden.

MASSNAHMEN ANGESICHTS 
EINER ALTERNDEN 
WELTBEVÖLKERUNG

Rentensysteme. Angesichts der Bevölkerungs-
alterung und der damit verbundenen Herausfor-
derungen für die Tragfähigkeit der Rentensysteme 
wurde in Russland 2019 das Rentenalter angeho-
ben, und in Armenien und Italien wurde dasselbe 
angekündigt. Es kommt auf die nationalen Ge-
gebenheiten an. Während es in den Niederlanden 
gegenwärtig keine Pläne gibt, das Rentenalter 
über 65 Jahre anzuheben, steigt dieses in Frank-
reich schrittweise von 62 auf 67 Jahre.

Ein weiterer entscheidender Faktor ist, dass zahl-
reiche europäische Länder eine hohe informelle 
Beschäftigung aufweisen und dass in einigen 
Rechtssystemen unklar ist, wie die Arbeits-
verhältnisse bei digitalen Plattformen rechtlich 
geregelt sind. Und welche Art von Deckung 
Selbstständige nun neu erlangen können, 
ist ebenfalls eine Frage, die seit längerem kont-
rovers diskutiert wird. So etwa sind die meisten 
Selbstständigen in Deutschland nicht durch 
eine Pflichtrentenversicherung gedeckt. In den 
Niederlanden ist die Mehrheit der Selbständigen 
gegen ein Obligatorium, sich einer Renten- 
versicherung anzuschließen.

Eine häufige Maßnahme zur Bekämpfung der 
Rentnerarmut besteht darin, zumindest ein 
Grundeinkommen für Menschen im Renten-
alter anzubieten. Universelle Lösungen wie etwa 
in der Tschechischen Republik, wo die Alters-
armutsquote mittlerweile zu den geringsten 
in ganz Europa zählt, könnten nun vermehrt 
Berücksichtigung finden. Norwegen hat die 
Beitragssätze angehoben, um, wie es hieß, 
angemessene und tragfähige Renten anbieten 
zu können.

Gesundheitssysteme. Entscheidend sind In-
vestitionen zur Senkung von Gesundheitsrisiko-
faktoren und zur Verbesserung des Zugangs zu 
einer Gesundheitsversorgung. In vielen Ländern 
werden vermehrte Anstrengungen unternom-
men, um die Gesundheitsförderung und das 
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Früherkennen von Risikofaktoren auszubauen, 
aber auch um den Zugang zu strukturierten 
und koordinierten Gesundheitsdienstleistungen 
zu verbessern.

Zu den spezifischen Entwicklungen in Gesund-
heitssystemen, mit denen den komplexen 
Herausforderungen der Bevölkerungsalterung 
begegnet werden kann, gehören die Straffung 
der Programme zur Vermeidung ineffizienter 
Abläufe, die Konzentration auf Prävention und 
Gesundheitsförderung und besondere Dienst-
leistungen für Menschen mit chronischen und 
nichtübertragbaren Krankheiten oder Langzeit-
pflegebedarf. Belgien und Dänemark beispiels-
weise haben Strategien entwickelt, um die 
Aufmerksamkeit für die gesundheitlichen 
Folgen von Bluthochdruck, vor allem für ältere 
Menschen, zu schärfen. Man geht davon aus, 
dass das höhere Bewusstsein zu einem Anstieg 
des Behandlungsbedarfs älterer Menschen 
führen wird. Auch Polen hat den Zugang zu 
einer Diabetes-Behandlung verbessert, die von 
vielen Menschen im Alter benötigt wird.

Pflege. Eine zunehmende Zahl älterer Menschen 
wird in Zukunft Pflege benötigen. Beitragsgut-
schriften für unbezahlte Pflegepersonen könnten 
eine mögliche Maßnahme sein. Das französische 
Rentensystem bietet Frauen, die drei oder mehr 
Kinder erziehen, eine Gutschrift, woraus sich 
ableiten lässt, dass ein ähnlicher Mechanismus 
auch für die Pflege älterer Menschen eingeführt 
werden könnte. Durch diesen Ansatz wird der 

Pflegebedarf der Menschen besser gedeckt, 
und die Pflegepersonen haben in ihrem eigenen 
Ruhestand mehr Einkommenssicherheit. Beispie-
le guter Praxis zeigen, dass die häusliche Pflege 
und Strategien mit dem Label „Zu Hause älter 
werden“ unterstützt werden sollten. 

Generationengerechtigkeit, Geschlechter- 
und Familienpolitik. Es gibt unterschiedliche 
Maßnahmen zur Bewältigung der Herausfor-
derung, wie die öffentlichen Ausgaben auf die 
verschiedenen Altersgruppen verteilt werden 
können. In der Region gibt es kein vorherrschen-
des Modell für die Verteilung, die durch die 
Programme der sozialen Sicherheit erreicht wird. 
Diese Entscheidungen und Ziele werden durch 
die nationalen politischen Prioritäten bestimmt. 
Im Vereinigen Königreich ist die Verteilung der 
öffentlichen Gelder stärker auf die Bedürfnisse 
von Kindern als von älteren Menschen ausge-
richtet. Dennoch steigt gegenwärtig die Kinder-
armut. In Griechenland, Portugal und Spanien 
wird ein vergleichsweise höherer Anteil der 
öffentlichen Finanzen für ältere Menschen auf-
gewendet.

Der Fall Russland ist bemerkenswert. Hier wird 
eine Geldpauschalleistung an Mütter ausgezahlt, 
um russische Familien bei der Geburt oder Adop-
tion ihres zweiten Kinds und weiterer Kinder zu 
unterstützen. Viele europäische Länder verfügen 
über Geldtransferleistungen hauptsächlich für 
Geringverdienerfamilien mit Kindern. Trotz 
der bedeutenden Umverteilungswirkung zur 

 Bei der Gestaltung 
der Maßnahmen der 
Systeme der sozialen 
Sicherheit muss 
ganzheitlich darauf 
geachtet werden, 
dass die Menschen 
eine größere 
Eigenverantwortung 
übernehmen 
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Armutsverringerung und zur Förderung des 
Humankapitals jüngerer Generationen sind die 
Kosten solcher Programme im Vergleich zu den 
Gesamtausgaben meist relativ gering. Allgemein 
werden heute in der Region zahlreiche Leis-
tungen und Dienstleistungen gezielter einge-
setzt, um das Humankapital im Lebensverlauf 
zu unterstützen. Das Beispiel guter Praxis der 
französischen Landeskasse für Familienzulagen 
(Caisse nationale des allocations familiales 
– CNAF) mit dem Titel „Umfassendes Dienst-
leistungsangebot für Familien“ liefert dafür ein 
praktisches Beispiel.

Die geschlechtsspezifisch unterschiedliche Alte-
rung macht besondere Maßnahmen erforderlich. 
Einige Länder wie etwa das Vereinigte König-
reich prüfen die Einführung positiver Diskrimi-
nierungsmaßnahmen durch das Rentensystem. 
Frauen stehen im Gegensatz zu Männern vor 
einer Reihe von Herausforderungen in ihrem 
Arbeitsleben, die sich negativ auf ihr zukünf-
tiges Renteneinkommen auswirken können. 
Dazu gehören eine geringere Beschäftigungs-
quote, geringere Löhne, mehr Karriereunterbre-
chungen, strukturelle und kulturelle Faktoren, 
die den Zugang zu bestimmten Beschäftigungs-
möglichkeiten (ungeachtet der mitgebrachten 
Qualifikationen) einschränken, eine stärker 
wahrgenommene Verantwortung für die Betreu-
ung der Familie und Faktoren der Programm-
gestaltung.

Beschäftigungsfähigkeit und aktives Alter. 
Bei der Gestaltung der Maßnahmen der Systeme 
der sozialen Sicherheit muss ganzheitlich darauf 
geachtet werden, dass die Menschen eine größere 
Eigenverantwortung übernehmen, der Bedarf an 
Leistungen und Dienstleistungen eingeschränkt 
wird und gleichzeitig Arbeitsmarktbeteiligung, 
Aktivität und Produktivität gefördert werden.

In der Europäischen Union (EU) ist die Arbeits-
marktbeteiligung älterer Beschäftigter im 
Steigen begriffen. Dies kann darauf zurückzu-
führen sein, dass diese ihre Rentenansprüche 
erhöhen müssen, und erleichternd kommen 

altersfreundliche Arbeitsplätze und ein glei-
tender Ruhestand hinzu. In Portugal werden 
weiter Hindernisse für eine fortgesetzte Arbeits-
marktbeteiligung älterer Beschäftigter aus dem 
Weg geräumt.

Die Bewältigung der Arbeitsmarktherausforde-
rungen der Bevölkerungsalterung verlangt einen 
intensiveren Einsatz proaktiver und präventiver 
Maßnahmen. Der Schutz muss durch wirksame 
Investitionen in Gesundheit, Beschäftigung und 
Selbstermächtigung ergänzt werden. Ein Bei-
spiel guter Praxis ist die Initiative der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), mit der 
eine arbeitsplatzorientierte muskuloskeletale 
Rehabilitation eingeführt wurde. Belgien liefert 
zwei Beispiele guter Praxis: Das Zurück-zur-Ar-
beit-Programm der Landesanstalt für Kranken- 
und Invalidenversicherung (Institut national 
d'assurance maladie-invalidité – INAMI) und die 
organisatorische Umstrukturierung der Landes-
anstalt für Beschäftigung (Office national de 
l’emploi – ONEM).

Maßnahmen der sozialen Sicherheit bieten 
einen Schutz für alle und können den Menschen 
gleichzeitig helfen, in ihren immer weniger 
linear verlaufenden Leben selbst Verantwortung 
für ihre Risiken zu übernehmen. Investitionen in 
Ausbildung zur besseren Kontrolle von Gesund-
heitsrisikofaktoren haben eine verbesserte 
Beschäftigungsfähigkeit und verringerte Armuts-
risiken zur Folge. Maßnahmen zur Förderung des 
Wissensaufbaus und der Fähigkeiten ermög-
lichen eine Zunahme der Erwerbstätigkeit und 
damit eine größere Einkommens sicherheit.

Ungeachtet des Bevölkerungswandels spielen 
die Verwaltungen der sozialen Sicherheit eine 
wesentliche Rolle bei der Entwicklung guter 
Praxis durch anpassbare Maßnahmen, mit denen 
die Menschen ihre Gesundheits-, Einkommens- 
und Beschäftigungsrisiken besser eindämmen 
können. Ziel ist es, die Menschen im gesamten 
Lebensverlauf bei ihren Bedürfnissen reibungs-
los zu unterstützen. Dazu ist eine gute Koordi-
nation der verschiedenen Akteure erforderlich. 
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ALTERUNGSTREND IN EUROPA

25% 35%

Anteil der Bevölkerung Europas mit 60+ Jahren 2017

Quelle: UN-DESA (2017)

Anteil der Bevölkerung Europas mit 60+ Jahren 2050

ÄLTER UND WENIGER 

+6 Jahre
Die Lebenserwartung bei der Geburt in der EU ist von 
75 Jahren 1990 auf 81 Jahre im Jahr 2016 gestiegen

Quelle: Angaben der Weltbank 

-25 Millionen
Die Bevölkerung Europas wird bis 2050 schrumpfen

Quelle: UN-DESA (2017)

RÜCKLÄUFIGE GEBURTENRATE 

1,6
Durchschnittliche Geburtenzahl pro Frau in der EU 2016 

Quelle: Angaben der Weltbank 

4
Nur in vier europäischen Ländern lag die Geburtenrate in 
irgendeinem 5-Jahreszeitraum seit den 1990-er Jahren 
über der Ersatzrate

Quelle: UN-DESA (2017)
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H E R A U S F O R D E R U N G  3

Informations- und Kommunikationstechnologie
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Der technologische Wandel

Die Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) spielt bei 
der Umsetzung der Programme der sozialen Sicherheit in Europa 
eine strategische Rolle und erlaubt für die Verwaltung der sozia-
len Sicherheit mehr Leistungsfähigkeit und Dienstleistungsquali-
tät. Die IKT ermöglicht nicht nur die Automatisierung bestimmter 
Abläufe, sondern auch die Transformation operativer Vorgänge und 
Dienstleistungen, was sie zu einem strategischen Motor innovativer 
Lösungen macht. Die wichtigsten Innovationen in der sozialen  
Sicherheit Europas sind fortschrittliche Internetportale sowie digitale 
Identität und persönliche Kundendienstleistungen im Netz,  
E-Government und Zusammenarbeit zwischen Organisationen, Block-
chain, Analyseverfahren, Big Data und künstliche Intelligenz.

Europa ist in Bezug auf die Einführung 
von IKT in öffentlichen Behörden weltweit 
führend. So wirkt die IKT als strategischer 

Motor für die Verwaltung der europäischen 
Systeme der sozialen Sicherheit. Zu den wich-
tigsten IKT-Lösungen in der sozialen Sicherheit 
gehören E-Government-Plattformen zur Inte-
gration mehrerer Behörden, Dienstleistungen 
mehrerer Partner durch Blockchain, Analysever-
fahren und Big-Data-Technologien zur Bestim-
mung und Vorhersage von Ereignissen und die 
aufkommende Diensterbringung durch künst-
liche Intelligenz.

IKT-Lösungen ermöglichen eine erleichterte 
Umsetzung der Systeme der sozialen Sicherheit, 
die immer umfassender und zuverlässiger werden. 
Damit hat sich die Qualität der Dienstleistungen 

erhöht, da die Organisationen besser koordi-
niert sind und gleichzeitig die Erbringung der 
Dienstleistungen gestrafft wurde. Dies erleichtert 
die Umsetzung von Sozialprogrammen großen 
Maßstabs, wie sie durch die Zusammenlegung 
mehrerer Institutionen entstehen können, und die 
gleichzeitige Abstimmung mit anderen Organisa-
tionen, auch über die Landesgrenzen hinweg.

Durch die vereinfachte Erbringung und die verbes-
serte Dienstleistungsqualität machen Innovationen 
im Bereich IKT nutzerzentrierte und maßgeschnei-
derte Lösungen möglich, mit denen Umfang, 
Reichweite und die positiven Auswirkungen der So-
zialpolitik verbessert werden können. Mit nutzerzen-
trierten Dienstleistungen, wie sie die IKT begünstigt, 
können auch die Erwartungen der Kunden besser 
erfüllt werden, und die Nutzer werden in die Lage  
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versetzt, jederzeit und überall im Selbstbedienungs-
modus zu agieren.

IKT-BEZOGENE 
HERAUSFORDERUNGEN

Obwohl die IKT große Hoffnungen verspricht, birgt 
ihr intensiver Einsatz auch Herausforderungen und 
Risiken. Diese haben vor allem mit den Kosten und der 
Komplexität der Anwendung neuer Technologien zu 
tun, wobei auch operative, finanzielle und reputations-
bezogene Risiken ermittelt werden müssen.

Im operativen Bereich geht es vor allem um 
Fragen der Cybersicherheit, und diese werden mit 
der intensivierten Datennutzung auf internetba-
sierten Plattformen immer drängender. Die Gefahr 
von Hackerangriffen – wie jüngst beim National 
Health Service im Vereinigten Königreich gesche-
hen – und von Diebstahl persönlicher Daten ist 
universell und konstant.

Derzeit fehlt es an standardisierten IKT-Lösun-
gen für die Verwaltung der sozialen Sicherheit. 
Zwar entwickelt die Europäische Union (EU) derzeit 
allgemeine IKT-Standards, aber für die Systeme 
der sozialen Sicherheit sind diese entweder unvoll-
ständig oder fehlen ganz.

Datenqualität und Datenschutz sind wichtige 
Ziele, umso mehr, als vermehrt elektronische 
Identifizierungsverfahren, Big Data und Analyse-
methoden eingesetzt werden. Diese Ziele zeigen, 
wie wichtig es ist, den wachsenden Umfang nicht 
standortfester und detaillierter Daten zuverlässig 
und regelkonform zu nutzen. Dank technologi-
scher Fortschritte können Daten leichter verwaltet 
und durchforstet werden. Dies wiederum beflügelt 
weitere Innovationen.

Der Schutz personenbezogener Daten ist eine Heraus-
forderung, die durch entsprechende Datenschutz-
maßnahmen bewältigt werden muss. Mit der Europäi-
schen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) von 
2018 wurde versucht, die Datenschutzbestimmungen 
in der EU zu harmonisieren, die Daten der EU-Bürger 
zu schützen und einen einheitlichen Ansatz für den 
Datenschutz durch die Organisationen in der Region 
zu schaffen.

Die größere Bedeutung der DSGVO liegt jedoch 
darin, dass Soziale Medien ebenfalls mit Daten-
sicherheitsbedenken und Datenschutzverletzungen 
konfrontiert sind. So etwa hat die französische 
Landesrentenkasse für Arbeitnehmer (Caisse  
nationale d'assurance vieillesse des travailleurs sa-
lariés – CNAV) ihre Seiten in den sozialen Medien 
deaktiviert, um die Daten der Nutzer zu schützen.

Die digitale Kluft ist trotz großer Fortschritte 
in der Region weiterhin eine Herausforderung. 
Mit Richtlinie (EU) 2016/2102 über den barrie-
refreien Zugang zu den Websites und mobilen 
Anwendungen öffentlicher Stellen wird versucht, 
diese Websites und Apps für alle Nutzer besser zu-
gänglich zu machen, insbesondere für Menschen 
mit Behinderungen.

IKT: STRATEGISCHE 
MASSNAHMEN

Fortschrittliche Web-Portale. Die IKT ist für 
die moderne Verwaltung der sozialen Sicher-
heit unerlässlich. So machen es fortschrittliche 
Web-Portale mit digitalen Identitätsmechanismen 
und personenbezogenen Internetdienstleistungen 
möglich, dass die administrativen Prozesse und die 
Kundendienstleistungen stark verbessert werden.

Web-Portale, die einen mobilen Zugang erlauben 
und digitale Identitäten authentifizieren können, 
wurden in mehreren Ländern eingeführt. Die pol-
nische Sozialversicherungs anstalt (ZUS) nutzt ein 
derartiges System zur Verwaltung von Kunden-
dienstleistungen für die Registrierung von Kran-
kenmeldungen. Die Norwegische Arbeitsmarkt- 
und Wohlfahrtsbehörde (NAV) hat ein System 
eingeführt, um die Verwaltung von Krankengeld-
leistungen zu verbessern. In Aserbaidschan hat 
das Ministerium für Arbeit und Sozialschutz der 
Bevölkerung personenbezogene Online-Dienstleis-
tungen für die Invaliditätsprüfung und Rehabili-
tation umgesetzt. In Belgien betreibt die Hilfs-
zahlstelle für Arbeitslosenunterstützungen (Caisse 
auxiliaire de paiement des allocations de chômage 
– CAPAC) ein fortschrittliches System für sichere 
Online-Transaktionen, bei dem die Identifizierung 
und Authentifizierung durch personenbezogene 
Kennnummern auf SIM-Karten ermöglicht wird.

E-Government und interinstitutionelle Zu-
sammenarbeit. Viele Länder entwickeln derzeit 
E-Government-System. In Polen werden durch 
die nationale E-Government-Initiative Dienst-
leistungen der sozialen Sicherheit aktiv integriert, 
während die dortige Sozialversicherungsanstalt 
(ZUS) gemeinsam mit externen Institutionen und 
anderen Ministerien integrierte Dienstleistun-
gen anbietet.

Aserbaidschan verfügt über eine zentrale Internet-
seite (VEMTAS), die mehrere Institutionen vereint 
und Geringverdienerfamilien bei der Beantragung 
von Sozialhilfeleistungen unterstützt. Das Staat-
liche Sozialversicherungsamt Kasachstans bietet 
interinstitutionelle Dienstleistungen für Arbeits-
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losen-, Gesundheits- und Invaliditätsleistungen 
sowie für Todesfallmeldungen und Zivilstandsän-
derungen an.

Die EU hat zur Verbesserung digitaler grenzüber-
schreitender und interinstitutioneller Dienstleis-
tungen eine umfassende E-Government-Agenda 
verabschiedet. Ein Ziel ist die Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung durch die Einführung 
von IKT, einschließlich des Elektronischen Aus-
tauschs von Sozialversicherungsdaten (EESSI). 
Mit dem EESSI soll die herkömmliche bilaterale 
papierbasierte Verwaltung der sozialen Sicherheit 
durch einen grenzüberschreitenden elektronischen 
Austausch ersetzt werden, damit die Koordination 
innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums ge-
fördert wird.

Der EESSI deckt jedoch nicht den gesamten rele-
vanten Datenaustausch ab, vor allem Sterbedaten 
fehlen. Um einen Missbrauch der Programme der 
sozialen Sicherheit zu verhindern, hat die nieder-
ländische Bank für Sozialversicherung (SVB) einen 
Pilotversuch mit Gesichts- und Stimmerkennungs-
technologien für den Lebensnachweis der Leis-
tungsempfänger gestartet.

Blockchain. Derzeit werden mit der Block-
chain-Technologie umfangreiche Dienstleistungen 
entwickelt, an denen mehrere Partner beteiligt 
sind. Die Technologie erlaubt die Umsetzung 
hoch gesicherter Vertriebssysteme, in denen die 
gesamte Historie aller Transaktionen gespeichert 
ist und die eine große Teilnehmerzahl erlauben, 
ohne dass es einen zentralen Koordinator braucht.

In Belgien wird der papierbasierte Informations-
fluss der Krankenversicherung nun neu als Block-
chain-Anwendung entworfen. In Estland werden 
auf nationaler Ebene Krankheitsverlauf und Ver-
schreibungen mit Blockchain verwaltet. Die Block-
chain-Technologie wird dazu beitragen, dass die 
Patienten mehr Eigenverantwortung übernehmen 
und dass mehr Transparenz durch nachverfolgbare 
und sichere elektronische Gesundheitsdaten im 
Netz entsteht, auf die nur ermächtigte Personen 
zugreifen können. Die Blockchain-Technologie 
muss jedoch noch getestet werden, bevor sie voll 
einsatzfähig ist, damit sichergestellt ist, dass die 
Datensicherheit gewährleistet werden kann und 
mögliche Risiken ausgeschlossen werden können.

Analyseverfahren und Big Data. Durch die 
Zunahme gemeinsam genutzter Informations- 
quellen und operativer Plattformen sind neue 
Organisationsmodelle auf der Basis von Konfi-
gurationen mit mehreren Akteuren entstanden. 
Gleichzeitig wurde versucht, die umfangreichen 
Datenbanken der Systeme der sozialen Sicherheit 
und den verbreiteten Gebrauch mobiler Geräte in 
der Bevölkerung zu nutzen. Mit der zunehmen-
den Bedeutung von Big Data findet derzeit eine 
weitere IKT-Revolution statt, und zwar eine, die auf 
Daten basiert.

Fortgeschrittene Datenverarbeitungs- und Daten-
analysetechnologien werden für die Erstellung 
von Kundenprofilen und für Prognosen eingesetzt. 
Diese sogenannte datengetriebene Innovation 
(data-driven innovation – DDI) ermöglicht zu-
sammen mit dem Internet und mit Entwicklungen  

 Die IKT ist ein 
strategischer Motor für die 

Verwaltung der europäischen 
Systeme der sozialen 

Sicherheit 
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im mobilen Bereich eine reibungslose Dienst-
leistungserbringung, bessere Produkte, bessere 
Verfahren und bessere Organisationsmethoden.

Die Nutzung von Analyseverfahren und Big Data, 
mit denen durch die Erkennung von Mustern, 
Trends und Zusammenhängen in großen Roh-
datenmengen nützliche Erkenntnisse gewonnen 
werden können, war für die Verwaltung der 
sozialen Sicherheit ein Segen. Die Analyse von Big 
Data hilft als Integrationsinstrument verschiedener 
Strategien dabei, die Auswirkungen sektoraler 
Maßnahmen zu erfassen und die Entwicklung 
komplexer intersektoraler Ansätze zu fördern. 
Mit Prognosemodellen und Computersimulationen 
auf der Grundlage von Big Data können diese 
Analysen verbessert werden.

Analyseverfahren werden von den Organisatio-
nen aber auch eingesetzt, um Hinterziehung und 
Betrug aufzudecken. So etwa nutzt man in Belgien 
bei der Landesanstalt für Beschäftigung (Office 
national de l’emploi – ONEM) Erkennungsver-
fahren, um Betrug bei Arbeitslosenleistungen 
aufzudecken, in Frankreich beim Zentralamt der 
Träger der sozialen Sicherheit (Agence centrale des 
organismes de sécurité sociale – ACOSS) gegen 
den Betrug beim Beitragseinzug, in Italien bei 
der Landesanstalt für Arbeitsunfallversicherung 
(Istituto Nazionale per l'Assicurazione contro gli 
Infortuni sul Lavoro – INAIL) gegen Betrug bei der 
Arbeitsunfallversicherung und in Spanien bei der 
Allgemeinen Finanzbehörde der sozialen Sicher-
heit (Tesorería General de la Seguridad Social 
– TGSS) zur Aufdeckung komplexer Betrugsopera-
tionen.

Analyseverfahren für Big Data können auch Er-
kenntnisse für die Bewertung und Gestaltung von 
Sozialprogrammen liefern, indem Datensätze mit-
einander verglichen werden, was ein besseres Ver-
ständnis der persönlichen Umstände der Kunden 
und ihrer Bedürfnisse erlaubt.

Künstliche Intelligenz (KI). Die zunehmende 
Nutzung von KI-Technologien ist entscheidend 
für Innovationen und institutionellen Wandel. 
Mit künstlicher Intelligenz wird versucht, auto-
matische Lösungen für die Umsetzung besserer 
und proaktiverer Dienstleistungen der sozialen 
Sicherheit zu finden. Die finnische Sozialversi-

cherungsanstalt (KELA) unternimmt gerade eine 
strategische Umstellung ihrer IKT-Plattform und 
des operativen Modells, um die Kapazitäten der 
Institution zu erhöhen.

Der experimentelle Einsatz von Chatbots (virtuelle 
Dialogsysteme) wurde in der belgischen Hilfszahl-
stelle für Arbeitslosenunterstützungen (CAPAC) 
und der finnischen Sozialversicherungsanstalt 
KELA gestartet. Außerdem prüft die CAPAC gerade, 
wie das Personal durch KI und Systeme für Deep 
Learning bei der Entscheidung über Leistungsan-
träge unterstützt werden könnte. 

Die Anwendung von künstlicher Intelligenz im 
Gesundheitswesen erlaubt es dem Klinikpersonal, 
bessere medizinische Dienstleistungen anzubieten 
und dank einer personenbezogenen Medizin und 
medizinischen Prognosen Kosten zu sparen. Künst-
liche Intelligenz in Kombination mit Datenverfah-
ren birgt ein großes Potenzial zur Früherkennung 
von Krankheiten und anderer Gesundheitsrisiken.

Personalmanagement. Bei der strategischen 
Einführung neuer Technologien sollten auch die 
Personalverwaltung und Personalentwicklung nicht 
vergessen werden. Das übergreifende Ziel sollte sein, 
das Humankapital durch technologische Innova-
tionen besser auszuschöpfen. So gibt es Aufgaben, 
Rollen und Entscheidungen in der Medizin, die nicht 
einfach durch IKT-basierte Instrumente ersetzt werden 
können. Auch durch technologische Innovationen 
wird sich an diesem Befund voraussichtlich so bald 
nichts ändern. Aufgrund der soziokulturellen Be-
gebenheiten wird der menschliche Kontakt auch 
in der Dienstleistungserbringung weiterhin wichtig 
bleiben. In der Entscheidungsfindung sowie im 
Fallmanagement und bei Kundendienstleistungen 
ist die Beteiligung menschlicher Experten nach wie 
vor unerlässlich.

Der intensive Einsatz neuster und aufkommender IKT 
ist nicht frei von Risiken. Dennoch führt der verbrei-
tete und innovative Einsatz neuer Technologien und 
die fortgesetzte Aufwertung des Services durch hoch 
qualifizierte Mitarbeiter im Geiste einer tief veranker-
ten Innovationskultur zu einer verbesserten Dienst-
leistungserbringung, die zudem einen intelligenten 
Ansatz zur Bewältigung aufkommender Herausforde-
rungen bietet. 
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DIGITALER WANDEL IN EUROPA PRIORITÄTEN DER IVSS-MITGLIEDER 
Mitgliedsinstitutionen, die Innovationen und 
technologische Entwicklungen als prioritäre 
Herausforderung einstufen

Welt 76% 
Afrika 80%
Amerika 79% 
Europa 75% 
Asien und Pazi�k 68% 

Quelle: Globale Mitgliederumfrage der IVSS (2015)

>70%
Europäische Haushalte 
mit einem Computer

Quelle: ITU (2018)

>70%
Europäische Haushalte 
mit Internet

BREITBANDZUGANG IN DER EU

94% 56% 83%

Der Großteil der EU-Bevölkerung 
hat Zugang

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung (2016)

Über die Hälfte der EU-Haushalte 
hat Zugang

Die meisten EU-Unternehmen 
haben Zugang

E-GOVERNMENT IN EUROPA
Vorteile des E-Government

 PBesserer öffentlicher Service 
 PBreiterer Zugang zu sozialer Sicherheit 
 PVerbreitetes Wissen über soziale Sicherheit 
 PBessere finanzielle und soziale Inklusion
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H E R A U S F O R D E R U N G  4

Gesundheit
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Gesundheit und Langzeitpflege

Die Risiken und Herausforderungen im Zusammenhang mit der 
Gesundheit und der Langzeitpflege, vor denen die Systeme der 
sozialen Sicherheit und die Gesundheitssysteme stehen, entwickeln 
sich in Europa immer weiter. Trotz der Verbesserungen im Bereich 
Gesundheit ist die Ungleichheit der Gesundheitsergebnisse nach 
wie vor eine Herausforderung. Die Bevölkerung der Region altert 
zwar, aber Ausprägung und Art dieses Prozesses verlaufen nicht 
überall gleich. Betrachtet man die Gesundheitsergebnisse genauer, 
so werden nicht alle gewonnenen Lebensjahre bei guter Gesund-
heit verbracht. Wenn die Kernziele der Sozialschutzsysteme erreicht 
werden sollen, dann müssen die gesundheitsbezogenen Heraus-
forderungen korrekt antizipiert, proaktive und präventive Maß-
nahmen ergriffen und geeignete Leistungen und Dienstleistungen 
angeboten werden. Die Herausforderung durch den größeren Anteil 
gebrechlicher älterer Menschen verlangt dringendes Handeln, 
und deshalb müssen auch Strategien für „Zu Hause älter werden“ 
ins Auge gefasst werden.

Bessere Bildung, verbesserte sozio-öko-
nomische Bedingungen und ein gesün-
derer Lebensstil sowie Fortschritte in 

Gesundheitsversorgung und Medizin haben 
dazu beigetragen, dass sich die Gesundheit 
der Bevölkerung in vielen Ländern Europas 
verbessert hat. Im Jahr 2016 betrug die durch-
schnittliche Lebenserwartung in Europa 81 Jahre 

(83,6 Jahre für Frauen und 78,2 Jahre für 
Männer), auch wenn von Land zu Land be-
trächtliche Unterschiede zu verzeichnen sind. 
Auch die Lebenserwartung mit 65 Jahren hat 
zugenommen, und in Europa kann man im 
Durchschnitt mit weiteren 20 Lebensjahren 
rechnen. Die Anzahl durchschnittlicher Jahre bei 
guter Gesundheit ist ein Maß für die Lebens-  
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erwartung ohne Behinderungen und wurde 2014 
für Frauen auf 61,8 Jahre und für Männer auf 
61,4 Jahre geschätzt.

Auch bei den Gesundheitsindikatoren für Mütter, 
Kleinkinder und Kinder wurden in der Region 
Fortschritte erzielt. 2017 betrug die geschätzte 
durchschnittliche Kleinkindersterblichkeit in 
Europa 4,7 je 1000 Lebendgeburten. Die durch-
schnittliche Sterblichkeit von Kindern unter fünf 
Jahren lag bei 5,6 je 1000 Lebendgeburten. 
Und bei der Müttersterblichkeit lag die Zahl im 
Jahr 2014 bei 11 auf 100 000 Lebendgeburten. 
Obwohl die Impfquote bei Kindern im Durch-
schnitt hoch ist, werden Masern in neun Ländern 
als endemisch gewertet.

Insgesamt sind 30 Prozent der Krankheitsfälle 
in der Region chronische Krankheiten, die mit 
Risikoverhalten wie Alkohol- und Tabakkonsum 
sowie ungesunder Ernährung zusammenhängen. 
Hinzu kommen Gesundheitsprobleme aufgrund 
illegalen Drogenkonsums, der zunehmenden 
Verfügbarkeit nicht regulierter psychoaktiver 
Substanzen und der Verschreibung von Opioiden 
als Schmerzmittel.

HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DIE SYSTEME DER SOZIALEN 
SICHERHEIT UND DIE 
GESUNDHEITSSYSTEME

Neue Feinde bei den nichtübertragbaren 
Krankheiten. Schätzungsweise 50 Millionen 
Europäer leben mit nichtübertragbaren Krank-
heiten wie Herzgefäßkrankheiten, Krebs und 
Atemwegerkrankungen, und diese sind die 
Haupttodesursache in der Europäischen Union 
(EU). Bei Menschen unter 65 Jahren kommt es 
jährlich zu über 550 000 frühzeitigen Todesfäl-
len aufgrund chronischer Krankheiten. Dadurch 
entsteht ein Verlust von rund 3,4 Millionen 
potenziell produktiven Lebensjahren, was einer 
wirtschaftlichen Einbuße von 115 Milliarden 
Euro pro Jahr entspricht. 2012 machte die 
Behandlung nichtübertragbarer Krankheiten 
80 Prozent der Gesundheitskosten aus.

Alte Feinde bei übertragbaren Krankhei-
ten. Die jährliche HIV-Ansteckungsrate liegt bei 
ungefähr 30 000 neu diagnostizierten Fällen. 
2017 lebten in der Region über 2 Millionen 
Menschen über 14 Jahre mit HIV. Obwohl die 
Tuberkulose-Ansteckungsrate in Europa welt-
weit zu den geringsten gehört – 2016 waren 
es 290 000 Fälle – ist die Zahl neuer Fälle mit 

mehrfach resistenter Tuberkulose vergleichswei-
se hoch.

Gesundheitssysteme. Die Gesundheitssysteme 
Europas sind auf die kurative Behandlung ausge-
richtet, und Prävention und Gesundheitsförderung 
erhalten vergleichsweise weniger Aufmerksam-
keit. Die Programme, ob durch öffentliche oder 
private Versicherungen finanziert, bieten stets eine 
festgelegte und beschränkte Liste von Leistungen 
an. Zur Deckung eines Kostenanteils kann eine er-
gänzende Deckung durch Hilfsvereine auf Gegen-
seitigkeit oder Privatversicherungen herangezogen 
werden, und diese bieten auch eine Deckung mit 
zusätzlichen Leistungen oder einen Zugang zu 
einem größeren Spektrum von Dienstleistern.

Gesundheitsfinanzierung. Die Region gibt 
rund 7,9 Prozent ihres BIP für Gesundheit aus. 
Bei den EU-Mitgliedstaaten sind die Gesund-
heitsausgaben nach den Renten der zweitgrößte 
Posten der Staatsausgaben und beliefen sich 
2015 durchschnittlich auf 5,5 Prozent des BIP. 
Aufgrund der politischen Maßnahmen zur Be-
wältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise von 
2007/2008 sind die Eigenzahlungen für Gesund-
heitsdienstleistungen 2015 auf 27,6 Prozent der 
gesamten Gesundheitsausgaben gestiegen.

Zugang und Wirksamkeit. Die Länder der 
Region haben unterschiedliche Deckungsgra-
de für Gesundheitsdienstleistungen erreicht, 
von 5 Prozent ungedeckter Menschen in Ungarn 
bis hin zu 20 Prozent in Zypern. Bei der primä-
ren Gesundheitsversorgung wurde nicht überall 
eine universelle Deckung erreicht, da bis-
weilen medizinische Zentren zu weit entfernt, 
die Kosten zu hoch oder die Wartezeiten zu lang 
sind. Der ungedeckte Gesundheitsbedarf in der 
Region belief sich 2016 durchschnittlich auf 
2,5 Prozent. In einigen Ländern ist für Rentner 
eine beitragsabhängige Gesundheitsversiche-
rung Pflicht. Dies kann bei Rentnern, die nicht 
in der Lage sind zu zahlen, zu einem erhöhten 
ungedeckten Bedarf führen.

Gesundheitspersonal. Die knappe Personal-
decke im Gesundheitsbereich ist offensichtlich, 
insbesondere im primären Sektor und in länd-
lichen Gebieten. 2014 wurde die Anzahl Ärzte je 
1000 Einwohner in der Region auf 3,5 geschätzt, 
wobei große Unterschiede zwischen Stadt und 
Land bestehen. Die durchschnittliche Anzahl 
Pflegefachkräfte je 1000 Einwohner wurde mit 
8,4 beziffert. Die Zahl der Krankenhausbetten ist 
aufgrund der Kürzung der Gesundheitsausgaben 
nach der Krise von 2007/2008 auf durchschnitt-
lich 5,2 Betten je 1000 Einwohner gesunken. 
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Ebenso wurden eine Abnahme bei der stationären 
Aufnahme sowie eine kürzere stationäre Versor-
gungszeit registriert.

Krisenfälle im Gesundheitsbereich. Resis-
tenzen gegen antimikrobielle Mittel stellen 
eine große Bedrohung dar und verursachen 
jährlich schätzungsweise 25 000 Todesfälle. 
Dies entspricht 1,5 Milliarden Euro zusätzlicher 
Gesundheitskosten und Produktivitätsverluste. 
Die Luftverschmutzung zählt in Europa zu den 
großen Gesundheitsrisiken und fordert jährlich 
schätzungsweise 500 000 Todesopfer. Bewaff-
nete Konflikte sind eine weitere Bedrohung, 
etwa durch die Zerstörung von Gesundheitsein-
richtungen und die zusätzliche Belastung der 
Gesundheitssysteme durch die internationale 
Migration von Vertriebenen.

MASSNAHMEN ZUR 
ANPASSUNG DER 
GESUNDHEITS- UND 
PFLEGESYSTEME

Reform der Gesundheitssysteme. Die Finanz- 
und Wirtschaftskrise von 2007/2008 hat in Europa 
die Einführung von Reformen im Gesundheitswe-
sen beeinträchtigt, da öffentliche Gelder gekürzt 
wurden. Dies hat zu einer breiteren Streuung der 
Gesundheitsindikatoren in den Ländern geführt, 
wobei die Gesundheitsergebnisse sehr ungleich 
verteilt sind. 2010 haben 29 Länder mit der 
Bekämpfung dieser Ungleichheiten begonnen, 

danach sind weitere gefolgt und 2016 waren 
es 42.

Die EU-Mitgliedstaaten verfügen über Reform-
agenden, mit denen die Governance verbessert, 
die Nutzung unangemessener Dienstleistungen 
kontrolliert, die Effizienz erhöht und die Qualität 
der Versorgung sichergestellt werden sollen. 
In vielen EU-Ländern wurden patientenzentrierte 
Versorgungsmodelle entwickelt. So etwa hat 
Belgien einen multidisziplinären Praxisansatz 
entwickelt, bei dem ein zugewiesener Hausarzt 
die Fallbehandlung leitet. In einigen Ländern 
wurde auch die Qualitätsleistung auf der 
Grundlage eines menschenzentrierten Ansatzes 
ermittelt. Slowenien hat einen ähnlichen multi-
disziplinären Ansatz eingeführt.

Primärversorgung und Prävention. Mit Re-
formmaßnahmen wurde in vielen Ländern, vor-
wiegend in den Ländern Mittel- und Osteuropas, 
versucht, die primäre Gesundheitsversorgung 
zu entwickeln und auszubauen, um wirksamere 
und flexiblere Gesundheitssysteme zu schaffen. 
Ungefähr 15 Länder, einschließlich Kroatien und 
Estland, haben Hausärzte als Anlaufstelle für 
die Überweisung zu einer sekundären Behand-
lung eingerichtet.

In Reaktion auf die jüngsten weltweiten Epi-
demien hat die Region zahlreiche Maßnahmen 
ergriffen, um die Übertragung von Infektionen 
einzudämmen und ihre Ausbreitung zu verhin-
dern. Ein Beispiel waren die Maßnahmen zur 
Vektorkontrolle während des Zika-Ausbruchs  

 Die Maßnahmen der 
einzelnen Länder zur 
Bewältigung des steigenden 
Langzeitpflegebedarfs sind 
unterschiedlich 
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2016. Während des Ebola-Ausbruchs von 2018 
haben Belgien, Deutschland, Italien und Spanien 
eine Warnung vor einer Reise in die betroffenen 
Regionen der Demokratischen Republik Kongo 
ausgesprochen. In der HIV-Prävention verfügt die 
Region global über die höchste Deckung durch 
HIV-Tests, durch Beratung und antiretrovirale 
Behandlung für schwangere Frauen sowie durch 
Früherkennung bei Kindern. Die EU-Mitgliedstaa-
ten haben 2017 einen Europäischen Aktionsplan 
zur Bekämpfung antimikrobieller Resistenzen im 
Rahmen des Konzepts „Eine Gesundheit“ verab-
schiedet.

Langzeitpflege. Der wachsende ältere Bevölke-
rungsteil und die Zunahme nichtübertragbarer 
Krankheiten haben zu einer erhöhten Nachfrage 
nach maßgeschneiderten Gesundheitsdienst-
leistungen, -produkten und -einrichtungen 
geführt. Ältere Menschen (mit 65 und mehr 
Jahren) machen in Europa mit einem Anteil von 
23 Prozent den zweitgrößten Bevölkerungsteil 
aller Regionen aus, und etwa ein Drittel von 
ihnen lebt allein. Aufgrund der Personalknappheit 
in der Langzeitpflege meldeten fast 30 Prozent 
der Menschen mit 65 und mehr Jahren unge-
deckten Langzeitpflegebedarf, wobei vor allem 
Bevölkerungsgruppen mit geringeren sozio- 
ökonomischen Ressourcen betroffen sind.

Die in den einzelnen Ländern ergriffenen Maß-
nahmen zur Bewältigung des steigenden Langzeit-
pflegebedarfs sind unterschiedlich. Einige wenige 
Länder bieten eine universelle gesetzliche Deckung 
an wie etwa Belgien, Dänemark und Deutschland. 
Eine gesetzliche Deckungslücke von 100 Prozent 
findet sich hingegen in der Slowakei und der Türkei. 
Norwegen und Schweden verfügen über formelle 
Vorkehrungen für ältere Menschen und wenden 
über 25 Prozent ihrer Gesundheitsausgaben für die 
Langzeitpflege auf. Die Niederlande haben ein um-
fassendes Langzeitpflegesystem eingerichtet, jüngst 
jedoch Reformen eingeführt, um die Ausgaben zu 
senken. In den süd- und osteuropäischen Ländern 
macht die Langzeitpflege nur einen geringen Teil 
der Gesundheitsausgaben aus und wird meist auf 
informeller Ebene erbracht. Einige Länder haben 

Krankenhausbetten für die Langzeitpflege reser-
viert, wie etwa die Tschechische Republik, Estland, 
Finnland, Ungarn und Spanien. Die Prüfung einer 
Einführung tragfähiger Langzeitpflegeprogramme 
hat in der Region an Aufmerksamkeit gewonnen. 
Ein wichtiger Ansatz zur Bewältigung der sich 
wandelnden Bedürfnisse der älteren Bevölkerung ist 
das Modell „Zu Hause älter werden“, bei dem auf 
Gesundheitseinrichtungen verzichtet werden kann 
und weniger institutionelle Pflege benötigt wird.

Technologie und Gesundheit. Der Einsatz der 
Informations- und Kommunikations technolo-
gie (IKT) im Gesundheitssektor breitet sich aus. 
Der Zugang zu Medizintechnik zur Diagnose und 
Behandlung hat schnell zugenommen, vor allem 
zu Computer- und Kernspintomografen. Die Ver-
breitung elektronischer Gesundheitsleistungen 
wächst, und 70 Prozent der Länder verfügen 
über eine nationale Politik für elektronische 
Gesundheitsdienstleistungen, die den IKT-Einsatz 
im Gesundheitsbereich durch ethische Rahmen-
bestimmungen, Finanzierungsstrategien und 
Fortbildungen reguliert. Zahlreiche Länder haben 
mittlerweile Veränderungen an ihren elektro-
nischen Gesundheitssystemen vorgenommen. 
2016 gaben fast 30 Länder an, dass sie über ein 
nationales elektronisches Gesundheitsdatensys-
tem verfügten.

Frankreich betreibt ein Telemedizin-System, 
das eine Ferndiagnose per Videokonferenz vor 
allem für Menschen in ländlichen Gebieten 
erlaubt, und das Land führte 2019 elektronische 
Rezepte ein. In Estland setzt man auf die Block-
chain-Technologie als Bestandteil der elektroni-
schen Gesundheitsinfrastruktur, um die Datensi-
cherheit durch Audit-Journale zu gewährleisten.

Auf EU-Ebene hat die Europäische Kommission 
2018 einen Vorschlag für eine Verordnung über 
die Bewertung von Gesundheitstechnologie an-
genommen, mit der eine Rechtsgrundlage für 
gemeinsame klinische Bewertungen, gemeinsame 
wissenschaftliche Konsultationen, die Bestimmung 
neuer Gesundheitstechnologien und die freiwillige 
Zusammenarbeit geschaffen werden soll. 
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HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE LANGZEITPFLEGE

~30%

2,3 Millionen
Anteil der Bevölkerung mit 65+ Jahren und  
ungedecktem Langzeitpflegebedarf

Quelle: Scheil-Adlung (2015)

Fachkräftemangel in der  
Langzeitpflege in Europa 

GESUNDHEITSRISIKEN IN EUROPA

Rauchen ist im Vergleich zu anderen 
Regionen am meisten verbreitet

Quelle: WHO (2018)

Alkoholkonsum ist im Vergleich zu 
anderen Regionen am meisten  
verbreitet

Die Fettleibigkeitsrate in der Region 
ist hoch

HERZGEFÄSSERKRANKUNGEN IN EUROPA

45%

3,9 Millionen 64 Millionen
Anzahl Todesfälle aufgrund von 
Herzgefäßerkrankungen pro Jahr

Quelle: Europäische Herznetzwerk (2017)

Anteil der Todesfälle aufgrund von 
Herzgefäßerkrankungen in Europa

Behinderungsbereinigte Lebensjahre 
(DALY), die in Europa durch Herzgefäß- 
erkrankungen verloren gehen
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H E R A U S F O R D E R U N G  5

Gesellschaftlicher Zusammenhalt
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Ungleichheiten im Lebensverlauf

Die Systeme der sozialen Sicherheit sind wichtige Instrumente, 
um den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die aktive Inklu-
sion zu fördern und die Ungleichheiten in der Gesellschaft zu 
bekämpfen. Ein wichtiges Ziel besteht dabei in der Bekämpfung 
der Einkommensungleichheiten durch die Umverteilung von Ein-
kommen. Die Systeme der sozialen Sicherheit helfen aber auch 
bei der Bekämpfung anderer Ungleichheiten wie etwa zwischen 
den Geschlechtern, von Arbeitsmarktchancen oder beim Zugang 
zu medizinischer Versorgung und zu Gesundheitsdienstleistungen. 
Die Programme der sozialen Sicherheit erlauben den Menschen 
durch die Bekämpfung von Ungleichheiten, Risiken einzudämmen 
und ihr Potenzial im Lebensverlauf besser auszuschöpfen. Um alle 
Arten von Ungleichheiten zu erfassen, sollten die Maßnahmen auf 
verschiedene Risikostufen abzielen, alle Akteure einbinden und so 
proaktiv wie möglich sein.

Europa gilt als Region mit den geringsten 
Ungleichheiten, was im Wesentlichen den 
umfassenden nationalen Systemen der so-

zialen Sicherheit in der Region zu verdanken ist. 
Dass die Einkommensungleichheit in den ver-
gangenen 25 Jahren stark zurückgegangen ist, 
ist vor allem der Tatsache zu verdanken, dass die 
Systeme der sozialen Sicherheit mit progressiven 
Steuerpolitiken einhergehen. Dennoch ist die 
Ungleichheit in einigen Ländern der Region in 
den vergangenen Jahren gestiegen.

Dieser Rückschritt wurde begleitet vom Eindruck 
einer zunehmenden Ungerechtigkeit in der 
Gesellschaft. Am deutlichsten macht sich dies 
im Trend zu einer stärkeren Konzentration von 
Wohlstand und Macht bemerkbar. Dieser Trend 
stellt ein Risiko für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt sowie für das künftige Wirtschafts-
wachstum dar. In einigen Ländern hat er sogar 
zu einer stärker populistisch ausgerichteten 
Agenda geführt.  
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HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DEN GESELLSCHAFTLICHEN 
ZUSAMMENHALT

Die Faktoren, die der Ungleichheit in der Gesell-
schaft zugrunde liegen, sind vielfältig. Will man 
ihre Auswirkungen wirksam eindämmen und 
bekämpfen, dann müssen die verschiedenen 
Faktoren besser verstanden werden. Ein wichti-
ger Motor ist der sich wandelnde Arbeitsmarkt, 
auf dem immer unterschiedlichere Lebensläufe 
und Ergebnisse beobachtet werden. Trotz der 
im Vergleich zu anderen Regionen geringen 
informellen Beschäftigung ist in Europa eine 
merkliche Abkehr von der herkömmlichen lohn-
abhängigen Vollzeitbeschäftigung hin zu mehr 
Teilzeitarbeit, Selbstständigkeit, Vertragsarbeit 
und befristeten Anstellungen festzustellen.

Von diesem Wandel sind vor allem junge Men-
schen betroffen. Neue Daten zeigen, dass zwar 
nur etwa 15 Prozent der Beschäftigten zwischen 
20 und 64 Jahren in der Europäischen Union 
(EU) in einer befristeten Anstellung arbei-
ten, es aber bei jungen Menschen von 15 bis 
24 Jahren fast 45 Prozent sind. Gleichzeitig 
stagnierten die Reallöhne in der Region und 
sind heute in einigen Ländern sogar niedri-
ger, als sie es 2010 waren. Dies hat zu einer 
Verlagerung des Wohlstands von den Arbeits-
tätigen zu den Kapitaleignern geführt, wie der 
Rückgang des durch Arbeit erwirtschafteten BIP 
zeigt. Diese Verschiebung hat sehr reale Folgen 
für die Angemessenheit der Finanzierung der 
Programme der sozialen Sicherheit. Außerdem 
sind die Wohnkosten und die Eigenzahlungen 
für Gesundheitsdienstleistungen stark gestiegen, 
so dass das verfügbare Einkommen für viele 
Haushalte mit geringen und mittleren Einkom-
men gegenwärtig unter demjenigen von vor 
zehn Jahren liegt.

Die anderen Formen von Ungleichheit sind 
nicht weniger besorgniserregend. Obwohl sich 
die Geschlechterdifferenz leicht verringert 
hat, gibt es nach wie vor ungerechtfertigte 
Unterschiede in der Behandlung von Frauen. 
Am Arbeitsplatz gibt es weiterhin diskrimi-
nierende Praktiken wie etwa geringere Löhne 
sowie geringere Löhne als Männer für dieselbe 
Stelle, mehr prekäre Arbeitsverhältnisse und 
eine männliche Dominanz bei Führungspositio-
nen. Die Ungleichbehandlung zugunsten von 
Männern hat im Durchschnitt geringere bei-
tragsabhängige Rentenansprüche und schlech-

tere psychische Gesundheitsdaten für Frauen zur 
Folge. Positiv ist, dass die Umverteilungswirkung 
vieler Rentensysteme der sozialen Sicherheit 
hier einen wichtigen Ausgleich schafft, da bei 
den älteren Rentnern (mit 80 und mehr Jahren) 
Frauen stärker vertreten sind. Gegenwärtig gibt 
es in Europa ungefähr 23 Millionen Frauen, 
die 80 Jahre oder älter sind, und im Vergleich 
dazu weniger als 12 Millionen Männer.

Obwohl in der Behandlung von Menschen 
mit einer anerkannten Invalidität bestimmte 
Fortschritte erzielt wurden, werden Menschen 
mit psychischen Beschwerden nach wie vor 
oft diskriminiert. Trotz dieser Fortschritte sind 
Behinderungs- und Armutsrisiko weiterhin ge-
koppelt. Die rassische Diskriminierung (so etwa 
gegen Roma und bestimmte Migrantengruppen) 
setzt sich fort, und die jüngst erworbenen Rechte 
der LGBTQ+ Gemeinschaft sind in immer mehr 
Ländern bedroht.

MASSNAHMEN ZUR 
FÖRDERUNG DES 
GESELLSCHAFTLICHEN 
ZUSAMMENHALTS

Die Systeme der sozialen Sicherheit leisten 
wichtige Beiträge zur Bekämpfung von Un-
gleichheiten, aber die Programme und Dienst-
leistungen müssen so entworfen und finanziert 
werden, dass sowohl die Ursachen als auch die 
Folgen der Ungleichheit angegangen werden. 
Die Art der Risiken verändert sich, und die 
Organisationen der sozialen Sicherheit müssen 
diesen Veränderungen in ihren Maßnahmen 
Rechnung tragen.

Schwerpunkt universelle Leistungen. 
Während einige Systeme gezielte Leistungen, 
Auflagen und Einkommensprüfungen einge-
führt haben, zeigen Untersuchungen, dass die 
Ausrichtung auf erschwingliche universelle 
Leistungen administrativ effizient und wirksam 
sein kann, wenn man die politischen Ziele er-
reichen will. So etwa erreicht man durch eine 
feste Mindestgrundrente eine wichtige Unterstüt-
zung für alle und außerdem eine Verringerung 
der Ungleichheiten. Ein solcher Rahmen kann 
durch gezielte Maßnahmen ergänzt werden, 
um zusätzliche Hilfe zu leisten, die, wenn sie 
universell wäre, zu hohe Kosten verursachen 
würde. Die jüngsten Experimente mit einem 
universellen Grundeinkommen sind in dieser 
Hinsicht aufschlussreich. Obwohl über die Finan-
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zierbarkeit dieses Vorschlags heftig gestritten 
wird, stützen die bisherigen Ergebnisse eine 
Einführung angemessener Sozialleistungen und 
stellen einen Schritt weg von einer Einkommens-
prüfung dar, die die Ungleichheit manchmal 
erhöhen kann, vor allem wenn das administrati-
ve Verfahren komplex und aufwendig ist, da das 
soziale Stigma nicht zu vernachlässigen ist und 
die am meisten Gefährdeten sowie diejenigen 
mit den komplexesten persönlichen Geschichten 
weiterhin ausgeschlossen bleiben.

Verbesserte Präventionsmaßnahmen, insbe-
sondere im Gesundheitsbereich. Die Anfänge 
der öffentlichen Gesundheitsprogramme in 
Europa liegen vorwiegend bei öffentlichen 
Präventionsmaßnahmen (wie bessere sanitä-
re Einrichtungen, Massenimpfungen, bessere 
öffentliche Hygiene und Maßnahmen gegen die 
Luftverschmutzung wie etwa das Luftreinhalte-
gesetz von 1956 im Vereinigten Königreich). 
Bei der Entwicklung der Gesundheitssysteme hat 
man sich mehr auf die Behandlung der Sympto-
me konzentriert, und dabei die zugrunde liegen-
den Ursachen weitgehend übersehen, wie etwa 
im Fall von Diabetes. Ein solcher Ansatz ist nicht 
nur nicht tragfähig, sondern er bringt auch nicht 
mehr Wohlbefinden für die Gesellschaft und 
zudem erhöht er die Ungleichheiten.

Zusammenarbeit mit anderen Partnern. 
In einer komplexen Welt ist es wichtig, dass man 
nicht nur Doppelarbeit vermeidet, sondern auch 
die Anreize aufeinander abstimmt, und dass die 

Akteure ihre Verantwortung da wahrnehmen, 
wo sie über die erforderlichen Kompetenzen 
verfügen. Dies bedeutet, dass die Verwaltungen 
der sozialen Sicherheit mit den Arbeitgebern 
und auch mit Nichtregierungsorganisationen 
zusammenarbeiten sollten und dass ihre Tätig-
keiten mit den anderen Regierungsbehörden 
und lokalen Verwaltungen abgestimmt werden 
sollten. Alle nationalen und manchmal auch 
länderübergreifenden Ansätze zur Bewältigung 
strategischer Herausforderungen der sozialen 
Sicherheit sollten koordiniert erfolgen und alle 
Menschen auf der Grundlage transparenter und 
rechtebasierter Entscheidungen gleich behan-
deln. So erhöht sich das Vertrauen in das System 
der sozialen Sicherheit, das wiederum seine 
Fähigkeiten zur Bewältigung der Ungleichheiten 
und zur Förderung des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts ausbauen kann.

Schwerpunkt benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen. Mit kundenzentrierten Programmen 
der sozialen Sicherheit versucht man der Tat-
sache Rechnung zu tragen, dass alle Einzelperso-
nen und Bevölkerungsgruppen unterschiedliche 
Bedürfnisse haben. Durch ein besseres Ver-
ständnis der Risikofaktoren von Einzelpersonen 
und Bevölkerungsgruppen und eine genauere 
Bedarfsanalyse lassen sich angemessene Maß-
nahmen entwickeln. Mit Rechtsakten der Länder 
und der EU, die sich beispielsweise mit der 
Leistungserbringung für Teilzeitbeschäftigte, 
Väter- und Müttergeld, Väter- und Mütterzeit, 
Schutz der erworbenen Ansprüche der sozialen  

 Die Ausrichtung auf 
erschwingliche universelle 

Leistungen kann bei der 
Erreichung politischer Ziele 
wirksam und administrativ 

effizient sein 
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Sicherheit von Arbeitsmigranten und der Mobili-
tät von Beschäftigten befassen, hofft man, viele 
der strukturellen Ungleichheiten in der Gesell-
schaft zu überwinden, durch die benachteiligte 
Bevölkerungsteile nach wie vor gefährdet sind. 
Ein breiterer Zugang zu solchen Leistungen der 
sozialen Sicherheit macht die Gesellschaft für 
alle Bevölkerungsgruppen inklusiver und stärkt 
so den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Finanzierungsfragen. Ohne eine robuste 
Finanzierungsbasis wird es schwierig sein, 
angemessene Leistungen für die Bevölkerung 
bereitzustellen. Angesichts der Reallohnstag-
nation, der starken Verschiebung der Reich-
tumsgenerierung von Arbeit zu Kapital in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten, des Auftauchens 
digitaler Mega-Unternehmen, die ihre Profite 
leicht in ein niedrigeres Steuerumfeld verlagern 
können, und des Ringens um die Deckungsrech-
te der Beschäftigten digitaler Plattformen ist es 
umso wichtiger, die Finanzierungsbasis auszu-
weiten. Dazu sollten Steuern, Umsatzsteuern und 
andere spezifische Abrechnungsmaßnahmen 
besser eingesetzt werden, um der gegenwärtigen 
Steuervermeidungspraxis einiger Großunterneh-
men, insbesondere der sogenannten Internet-
riesen, entgegenzuwirken. Bei der Gestaltung 
von Steuermaßnahmen ist darauf zu achten, 
dass sie nicht regressiv sind, besonders wenn die 
scheinbaren Verluste aufgrund von Gewinnein-
bußen durch höhere Kosten für die wichtigsten 
Haushaltsgegenstände auf die Verbraucher ab-
gewälzt werden.

Kinderbetreuung, Wohnen und andere Un-
terstützungsbereiche. In vielen Ländern ist das 
Ziel, ein voll integriertes sozialpolitisches System 
zu schaffen, in dem auch die soziale Sicherheit 
gebührend berücksichtigt wird, ein nie abge-
schlossenes Unterfangen. Fehlt die Integration, 
dann führt die nationale politische Zielsetzung 

möglicherweise dazu, dass politische Bereiche, 
die für bestimmte Bevölkerungsgruppen wichtig 
sind, vernachlässigt werden. In Bezug auf das 
Menschenrecht auf soziale Sicherheit entsteht 
durch das Fehlen eines oder mehrerer Politik-
bereiche und damit der fehlenden Berücksichti-
gung einer oder mehrerer Bevölkerungsgruppen 
eine Ungleichheit beim Zugang zur sozialen Si-
cherheit.

Auf einer anderen Ebene sind bestimmte sozial-
politische Programme schlicht ineffizient oder 
den Bedürfnissen einer modernen Wirtschaft un-
angemessen. Ohne eine erschwingliche öffentli-
che Kinderbetreuung werden die hohen Kosten 
für die Betreuung der Jüngsten in einigen 
Ländern nicht nur zu einem Hindernis für die 
Rückkehr (meist) der Mütter in eine produktive 
bezahlte Vollzeitarbeit, sondern sie erhöhen 
auch die Ungleichheit. Dies kann beispielsweise 
zu geringeren Einkommen, geringeren gezahl-
ten Beiträgen der sozialen Sicherheit und damit 
geringeren späteren Leistungen der sozialen 
Sicherheit führen.

Wohnen ist ein weiterer Politikbereich, in dem 
die soziale Sicherheit in einigen Ländern 
bisher nur eine beschränkte Rolle gespielt hat, 
aber zusehends als wichtiger Motor des Wandels 
gesehen werden könnte. Nachdem die schlechte 
Qualität einiger privater Wohnungsangebote 
ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt ist, 
haben viele Reservefonds der sozialen Sicherheit 
in der Region in sozialen Wohnbau investiert. 
Um die Ungleichheiten weiter zu verringern und 
die Menschen in die Lage zu versetzen, Risiken 
einzudämmen und ihr Potenzial im Lebensver-
lauf besser zu verwirklichen, wäre es wichtig, 
allen Familien mit Kindern einen Zugang zu 
erschwinglichem und menschenwürdigem Wohn-
raum zu bieten. 

ZEHN GLOBALE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT – EUROPA

Gesellschaftlicher Zusammenhalt

34



EINKOMMENSUNGLEICHHEIT IN EUROPA

50% 26,1%

Das wohlhabendste Dezil vereinigt die Hälfte des gesam-
ten Reichtums

Quelle: OECD (2017)

Armutsgefährdungsquote vor Sozialtransfers

Quelle: European Investment Bank (2018)

UNGLEICHHEIT DES SOZIALKAPITALS IN EUROPA

+20% 25%

Wohlhabendere Kinder schneiden in Prüfungen durch-
schnittlich besser ab als Kinder mit benachteiligtem Hin-
tergrund

Quelle: OECD-COPE (2017)

Anteil der Bevölkerung, die unter mindestens einer Form 
von Armut leidet 

Quelle: The Borgen Project (2018)

GESCHLECHTERUNGLEICHHEIT

-16% 30%

Frauen verdienen in der EU im Durchschnitt weniger 
als Männer

Quelle: Eurostat (2018)

Anteil von Frauen in Teilzeitarbeit im  
Durchschnitt, verglichen mit 8% für Männer

Quelle: Europäische Kommission (2018)
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H E R A U S F O R D E R U N G  6

Öffentliche Erwartungen
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Gestiegene öffentliche Erwartungen

Die Verwaltungen der sozialen Sicherheit sind ein gut sichtbarer Teil der 
öffentlichen Hand, besonders in kritischen Lebensphasen der Einzelnen. 
Die öffentliche Wahrnehmung der sozialen Sicherheit ist deshalb von 
großer Bedeutung. Die Zunahme von E-Government-Dienstleistungen, 
die vermehrte Nutzung sozialer Medien und die gestiegene öffentliche 
Aufmerksamkeit für Dienstleistungsqualität führen dazu, dass die Ver-
waltungen der sozialen Sicherheit in allen Bereichen mittlerweile stärker 
auf Dienstleistungsqualität setzen.

Viele Verwaltungen der sozialen Sicher-
heit sind stolz darauf, innerhalb ihres 
Landes bei der Qualität öffentlicher 

Dienstleistungen führend zu sein. Dies wurde 
vor allem möglich durch neue Technologien und 
Innovationen bei Geschäftsprozessen. Innovative 
soziale Strategien werden eingesetzt, um die 
Meinungen der Leistungsempfänger zu sammeln 
und persönlich zugeschnittene Dienstleistungen 
zu entwerfen.

Um der öffentlichen Wahrnehmung und den Er-
wartungen an die Dienstleistungsqualität besser 
genügen zu können, schlagen die Verwaltungen 
der sozialen Sicherheit neue Wege ein, um die 
Dienstleistungsqualität zu verbessern und sich 
stärker nutzerorientiert zu präsentieren. Dabei 
müssen diese die Verfügbarkeit von Mitteln für 
die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen  
berücksichtigen.

HERAUSFORDERUNGEN 
DURCH ÖFFENTLICHE 
ERWARTUNGEN

Nachdem in den sozialen Medien immer mehr 
auch Fragen von öffentlichem Interesse verhan-
delt werden, müssen die Verwaltungen der sozia-
len Sicherheit wachsam sein und rasch auf sich 
verändernde öffentliche Erwartungen reagieren. 
Eine wichtige Frage kann die wahrgenommene 
Fairness eines Systems sein. Eine andere lautet, 
wie der Zugang zu persönlichen Informationen 
kontrolliert und geschützt werden kann, da diese 
Informationen eine Voraussetzung für die Ein-
richtung nutzerorientierter Dienstleistungen 
sind. Letztlich kann eine negative öffentliche 
Wahrnehmung der Dienstleistungsqualität einer 
Verwaltung der sozialen Sicherheit eine große 
Gefahr für ihren Ruf darstellen.

Die allgemeinere und komplexe Herausforde-
rung besteht für die Verwaltungen der sozia-
len Sicherheit deshalb darin, gleichzeitig für  
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verbesserte Dienstleistungen, eine kosteneffi-
ziente Organisation, mehr positive Rückmeldun-
gen und ein gesteigertes öffentliches Vertrauen 
zu sorgen. Die Verfolgung dieser verschiedenen 
Ziele sollte auf Zeit dazu führen, dass die gestie-
genen öffentlichen Erwartungen erfüllt werden.

BEWÄLTIGUNG DER 
HERAUSFORDERUNGEN

Die eigenen Kunden kennen. Für eine Ver-
waltung der sozialen Sicherheit besteht die erste 
Voraussetzung für die Erfüllung der öffentlichen 
Erwartungen darin, dass sie über umfassende 
Informationen über die gegenwärtigen und 
potenziellen Nutzer ihrer Dienstleistungen verfügt. 
Einige Länder haben Datenplattformen einge-
richtet, die eine umfassende Bürgerregistrierung 
und Lebensdatenstatistiken anbieten. Estland ist 
in dieser Hinsicht weltweit führend. Viele andere 
Länder führen regelmäßig Umfragen, Befragun-
gen, Abstimmungen und Dialoge durch, um die 
öffentliche Meinung und die Erwartungen über 
die Dienstleistungen der sozialen Sicherheit zu er-
fassen.

Die polnische Sozialversicherungsanstalt (ZUS) 
hat nach Konsultationen und einer Umfrage neue 
Dienstleistungen im Rahmen ihrer Plattform 
für elektronische Dienstleistungen eingeführt, 
und dazu gehört auch ein neues Informationspor-
tal, über das Dokumente und Anträge eingereicht, 
der Zugriff auf individuelle Konten, die Bera-
tung durch ein Callcenter für personenbezogene 
Dienstleistungen sowie rund um die Uhr verfüg-
bare Selbstbedienungsautomaten.

Einbindung der Kunden. Die Ausrichtung 
auf Versicherte und andere Kunden als Aus-
gangspunkt für die Entwicklung der Dienstleis-
tungsgestaltung und der Erbringungsprozesse 
ist eine weitere wichtige Strategie. Ziel ist es, 
das Engagement der Kunden zu fördern und 
sie in einigen Fällen sogar bei der Gestaltung 
öffentlicher Dienstleistungen miteinzubeziehen.

Frankreich gilt als Heimat einiger interessan-
ter Neuerungen bei der Mitgestaltung durch 
Kunden. In einem Fall versuchte die französische 
Landeskasse für Familienzulagen (Caisse natio-
nale des allocations familiales – CNAF) Fragen 
betreffend offene Daten, Dienstleistungsver-
besserungen und Innovationen zu beantworten, 
indem sie die Zivil gesellschaft und Freiwillige 
aus der Belegschaft der CNAF zu entsprechenden 
Zusammenkünften einlud.

Die Anstrengungen in Frankreich zur Förde-
rung bürgerzentrierter Dienstleistungen, unter 
anderem für eine größere Beteiligung der 
Kunden bei der Dienstleistungsgestaltung, 
stehen für einen bedeutenden Wandel in der 
Rolle vieler nationaler Verwaltungen der sozia-
len Sicherheit und ihrer Beziehungen mit der 
Öffentlichkeit und mit öffentlichen Institutionen. 
Frankreich misst denn auch dem strategischen 
Lernen aus internationaler guter Praxis große 
Bedeutung bei. Der französische Emploi Store, 
eine zentrale digitale Anlaufstelle für verschie-
dene Arbeitsmarktdienstleistungen, wurde nach 
niederländischen und schwedischen Model-
len entworfen.

Das Schwedische Rentenversicherungsamt schickt 
den Beitragszahlern des Rentensystems jährlich 
eine Aufstellung, die ihre persönlichen Renten-
gutschriften, eine Schätzung der nationalen 
Renten für verschiedene Renteneintrittsalter 
und Links zu Online-Dienstleistungen enthält, 
in denen erklärt wird, wie die Renten im Ruhe-
stand erhöht werden können.

Innovation und Neuorganisation. 
Eine weitere Strategie zur Verbesserung der 
Dienstleistungsqualität besteht in der innova-
tiven Neugestaltung und Neuorganisation der 
Geschäftsprozesse. Die öffentliche Verwaltung 
Finnlands wird derzeit einer Systemreform unter-
zogen, die neue Managementformen und Orga-
nisationsmodelle sowie eine stärkere Gewichtung 
wichtiger Lebensereignisse wie Kindesgeburt, 
Erwerbslosigkeit, Scheidung, Krankheit und 
Todesfall umfasst.

Das Landesamt für Arbeit Belgiens (Office national 
de l'emploi – ONEM) hat, um mit dem gekürzten 
Betriebsbudget zurechtzukommen, Lean- 
Management-Strategien, E-Government- 
Anwendungen, mehr Digitalisierung, eine op-
timierte Ausbildung und ein besseres Wissens-
management sowie Fernarbeit eingeführt. 
In Deutschland werden viele Gesundheitsdienste 
digitalisiert, da immer mehr Patienten digitale 
Dokumente und Online-Dienstleistungen nutzen, 
um Arztrechnungen zu prüfen und diese an die 
Versicherer weiterzuleiten. 

Die französische Landeskasse für Familienzula-
gen (Caisse nationale des allocations familiales 
– CNAF) hat anhand von Online-Technologien 
personenbezogene papierlose Dienstleistungen 
eingeführt. Heute stehen der Öffentlichkeit mehr 
Informationen zur Verfügung, so auch über 
den Zugang zu Kinderbetreuungsmöglichkei-
ten, zum automatischen Informationsaustausch 
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mit Partnern und zum Zugriff auf individuel-
le Konten.

In Russland wurden die öffentlichen Dienstleis-
tungen standardisiert, der Zugang der Bürger 
wurde vereinfacht und es wurden zentrale 
Anlaufstellen geschaffen, wo Anträge für unter-
schiedliche Belange wie Geburtsurkunden und 
Renten gestellt werden können.

Befähigung der Mitarbeiter. Eine hoch be-
fähigte Belegschaft ist eine weitere Strategie, 
mit der die Kundenzufriedenheit erhöht werden 
kann. Kundenzufriedenheit und Befähigung 
der Mitarbeiter beeinflussen einander positiv. 
Wichtige Faktoren, welche die Leistungsfähigkeit 
der Mitarbeiter verbessern können, sind Aus-
bildungsprogramme, Schulungen in Führungs-
aufgaben, Leistungsmanagementprogramme, 
Belohnung und Anerkennung, Fähigkeitstests 
und interne Kommunikation.

Während der Rezession von 2008 bis 2012 
stieg in Irland die Erwerbslosigkeit um 300 
Prozent, wodurch das Transaktionsvolumen der 
Arbeitslosendienstleistungen um einen Faktor 
sechs nach oben schnellte. Die Dienstleis-
tungserbringung war fragmentiert, und es gab 
mehrere Dienststellen in drei unterschiedlichen 
Organisationen. Aufgrund der Haushaltseng-
pässe sollte die Dienstleistungskapazität ohne 
zusätzliche Ressourcen erhöht werden. Durch 
Reformen konnten die drei Organisationen 
zusammengelegt werden, die Geschäftsabläufe 
wurden gestrafft und die lokalen Mitarbeiter und 

Manager wurden ermächtigt, ihre eigene Vision 
der Dienstleistungen umzusetzen.

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
(DGUV) begleitete einen Paradigmenwechsel im 
Sektor der gesetzlichen Unfallversicherungen, 
wobei die Mitarbeiter und Partner Reagieren 
durch Agieren, Behandlung durch Selbstbestim-
mung und Führung durch Teilhabe ersetzten. 
Dabei wurden Pilotprojekte für die gegenseitige 
Beratung von Betroffenen gestartet, so etwa zwi-
schen Menschen mit einer Amputation. Es sind 
auch Inklusionsprojekte entstanden zwischen 
Menschen mit und ohne Behinderungen am 
Arbeitsplatz und in Bildungseinrichtungen wie 
etwa Kindergärten und Schulen.

Mit dem Projekt ParaSuva versucht die Schweizer 
Unfallversicherungsanstalt (SUVA) die Fähigkei-
ten der Mitarbeiter für die Betreuung von Unfall-
opfern zu verbessern, insbesondere von Para-
plegie-/Tetraplegie-Patientinnen und -Patienten 
und von Menschen mit Schädel-Hirn-Trauma. 
Da diese Wirbelsäulen- und Hirnverletzungen 
vergleichsweise selten vorkommen, war es für 
die Patientinnen und Patienten äußerst schwie-
rig, eine spezialisierte Behandlung zu finden. 
Die Suva kann dadurch, dass die Betreuung bei 
dieser Art von Unfällen einem Netzwerk aus-
gewählter Experten und Fallmanager übertragen 
wird, den Betroffenen spezialisiertes Wissen und 
eine spezialisierte Behandlung anbieten.

Die polnische Sozialversicherungsanstalt 
(ZUS) hat ein integriertes System für das 

 Die Verwaltungen 
der sozialen Sicherheit 
stellen die Nutzer in 
den Mittelpunkt aller 
Dienstleistungen 
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Kompetenzmanagement eingeführt, mit dem die 
Kompetenzen der Mitarbeiter für kundenzent-
rierte Dienstleistungen, Problemlösungsverfah-
ren und die Entscheidungsfindung ausgebildet 
werden. Das System nutzt kreative Motivations-
instrumente, die auf die Bedürfnisse der Institu-
tion und der Kunden sowie auf die Erwartungen 
der Mitarbeiter zugeschnitten sind. Von den 
Kunden und den Mitarbeitern sind positive 
Rückmeldungen eingegangen, wobei letztere 
vor allem begrüßten, dass ihre Meinung und 
Arbeit anerkannt werden und sie im Rahmen des 
Systems nun über berufliche Weiterentwicklungs-
möglichkeiten verfügen.

Umstellung auf elektronische, mobile und 
online-Dienstleistungen. Die Umsetzung 
stärker integrierter und nutzerzentrierter Dienst-
leistungen wird erleichtert, wenn elektronische 
und internetbasierte Plattformen eingerichtet 
werden, für die gut geschulte Mitarbeiter zu-
ständig sind. Die Europäische Kommission hat 
2017 mit der Lancierung des Elektronischen Aus-
tauschs von Sozialversicherungsdaten (Electronic 
exchange of social security information – EESSI) 
eine Innovation für die gesamte Region einge-
führt, die eine neue IT-Plattform umfasst, über die 
die Institutionen der sozialen Sicherheit aller 
EU-Mitgliedstaaten sowie Islands, Liechtensteins, 
Norwegens und der Schweiz elektronisch mitei-
nander verbunden sind. Damit wird der aktuelle 
papierbasierte Austausch zwischen den Institutio-
nen der sozialen Sicherheit abgelöst, so dass der 
Informationsaustausch in der gesamten Region 
schneller, einfacher und sicherer wird. Es wird 
erwartet, dass die Daten der sozialen Sicherheit in 
Europa schon bald auf voll elektronischem Weg 
ausgetauscht werden können.

Die Digitalisierung verändert auch die Verwal-
tung der sozialen Sicherheit in vielen Ländern. 
Der elektronische Zugang zu den Versicherten-
konten erlaubt eine direkte Kommunikation zwi-
schen den Bürgern und der Verwaltung der sozia-
len Sicherheit. Das Nationale Institut für soziale 
Sicherheit Spaniens (Instituto Nacional de la 
Seguridad Social – INSS) hat eine Online-Dienst-
leistungsplattform lanciert, über die die Bürger 
Zugang zu ihren Beitragsaufstellungen und den 
erworbenen Ansprüchen sowie zu einer Prognose 
der künftigen Leistungen haben. Eine ähnliche 
Plattform hat das Landesamt für Sozialversiche-
rung der Republik Moldau eingerichtet.

In der Türkei könnten die Leistungsempfänger ihre 
Bankverbindung in das E-Government-System ein-
geben und so Zahlungen über ihre Bank erhalten. 
Dadurch verringern sich die Wartezeit und der Ver-
waltungsaufwand, und die Dienstleistungsqualität 
für die Leistungsempfänger wird verbessert.

Ein elektronischer Austausch von Sterbedaten 
wurde jüngst in Bosnien und Herzegowina, 
Kroatien, Deutschland, Nord-Mazedonien, Monte-
negro, Polen, Serbien und Slowenien eingeführt. 
Dadurch sind die Organisationen der sozialen 
Sicherheit in der Lage, entweder die Leistungs-
auszahlung zu beenden oder mit der Auszahlung 
neuer Leistungen wie etwa von Hinterbliebenen-
leistungen zu beginnen. Da die Sterbeurkunden 
nicht mehr ausgedruckt und verschickt werden 
müssen, können ebenfalls Kosten einge-
spart werden.

In einer wachsenden Zahl von Ländern werden 
vermehrt auch Apps eingesetzt, die eine einfache 
und leicht zugängliche mobile Dienstleistungs-
erbringung ermöglichen. In allen Fällen lautet 
das Ziel, die Verwaltungskosten zu senken sowie 
die Datenkontrolle und die Nutzerzufriedenheit 
zu verbessern.

Die Verwaltungen der sozialen Sicherheit 
genügen weiterhin ihrem Auftrag, eine hohe 
Dienstleistungsqualität zu erbringen. Der Aus-
tausch guter Praxis in der globalen Gemeinschaft 
der sozialen Sicherheit fördert eine optimistische 
Innovationskultur. Die gestiegenen öffentlichen 
Erwartungen verlangen aber auch, dass neue 
Lösungen gesucht werden, um die Dienst-
leistungen zu verbessern. Die eingeschränkten 
Ressourcen vieler Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit wirken ebenfalls als Chance für pro-
gressive Neuerungen.

Um die interne Datenlage zu verbessern, sollten 
die Verwaltungen der sozialen Sicherheit die 
Wirksamkeit der erreichten Fortschritte laufend 
erfassen und auswerten und sodann ihre Tätigkei-
ten entsprechend anpassen. Am Schluss sollte der 
Öffentlichkeit kommuniziert werden, was erreicht 
wurde und was in Zukunft erreicht werden soll. 
So etwa führte das Schwedische Sozialversiche-
rungsamt eine neue Kommunikationsstrategie ein, 
um die Öffentlichkeit genau auf diese Weise zu 
informieren. 
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DIGITAL NATIVES

81% 58% 18%

EU-Bürger, die mindestens einmal 
pro Woche online sind

Quelle: Europäische Kommission (2018)

EU-Bürger, die Formulare für die 
öffentliche Verwaltung elektro-
nisch übermitteln

EU-Bürger, die Gesundheits dienst-
leistungen im Internet nutzen

SOZIALE SICHERHEIT IN DIGITALER FORM

100% 24/7

IVSS-Mitgliedsinstitutionen liefern Informationen über  
Online-Dienstleistungen

Quelle: IVSS (2018)

Belgien hat 24/7 Dienste entwickelt, die für 99,98% der 
Bevölkerung zugänglich sind und 1 Million Online-Nach-
richten täglich ermöglichen.

Quelle: IVSS (2019)

E-GOVERNANCE FÜHRENDE E-GOVERNMENT-LÄNDER IN EUROPA 

E-Government wird in der Region ver-
mehrt genutzt

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung (2016)

Dänemark, Finnland, Schweden

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung (2016)
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H E R A U S F O R D E R U N G  7

Deckungsausweitung
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Schließen der Deckungslücke

Systeme der sozialen Sicherheit mit einer umfassenden Deckung 
sind in Europa verbreitet. Trotz des unterschiedlichen Umfangs und 
der unterschiedlichen Reichweite der Deckung sind die wirksamen 
Deckungsniveaus allgemein sehr hoch. Dennoch gibt es nach wie 
vor Herausforderungen für die umfassende Deckung im Lebens-
verlauf. Eine Herausforderung besteht in der Art der Deckung für 
die nicht erwerbstätige Bevölkerung wie etwa für junge und ältere 
sowie für erwerbslose Menschen. Eine andere Herausforderung hat 
mit der steigenden Zahl von Beschäftigten zu tun, die für digita-
le Plattformen tätig sind. Auch die informelle Beschäftigung und 
nicht deklarierte Arbeitsverhältnisse dürfen nicht vergessen werden. 
Und die Zunahme der Selbstständigkeit im Vergleich zur lohnab-
hängigen Beschäftigung stellt weitere Herausforderungen.

Fast 85 Prozent der Bevölkerung in der 
Region haben einen wirksamen Zugang 
zu mindestens einer Leistungsart der 

sozialen Sicherheit. Die rechtebasierten Systeme 
in der Region tragen als wichtiges Element des 
Gesellschaftsvertrags zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, zu Wirtschaftswachstum und 
zu politischer Stabilität bei. Diese Program-
me, die durch Beiträge und Steuereinnahmen 
finanziert werden und vielerlei Ziele verfolgen 
wie etwa einen Ausgleich der Einkommenshöhe, 
eine Umverteilung von Vermögen und die Ver-
ringerung von Armut, sind so ausgelegt, dass sie 
eine Unterstützung von der Wiege bis ins Grab 
leisten können.

Nur finanziell tragfähige Programme sind in der 
Lage, allen einen wirksamen Zugang zu einem 
angemessenen Schutz durch soziale Sicherheit 
zu bieten. Und diese Programme müssen auch 
an die sich wandelnden Realitäten der Bevöl-
kerungsentwicklung, der Wirtschaft und der Ar-
beitsmärkte angepasst werden. Die Systeme der 
sozialen Sicherheit in der Region konzentrieren 
sich verstärkt auf die Herausforderung angemes-
sener Leistungen, und zwar nicht nur in mone-
tärer Hinsicht, sondern auch in Bezug auf die 
Dienstleistungsqualität und die sich wandelnden 
Bedürfnisse der Kunden im Lebensverlauf. 
Interessant ist, dass die politische Philosophie, 
auf der der Gesellschaftsvertrag im Europa der  
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Nachkriegszeit zu einem großen Teil beruhte, 
sich nun zu wandeln scheint. Die Eigenverant-
wortung hat ein größeres Gewicht bekommen, 
was auch die Sicht darauf verändert, was das 
Recht auf soziale Sicherheit bedeutet. Angesichts 
dieses herausfordernden Umfelds setzen die Ver-
waltungen der sozialen Sicherheit als strategi-
sche Maßnahme vermehrt auf kundenzentrierte 
Deckungsansätze, bei denen die Bedeutung der 
Einzelnen sowie kollektiver Rechte und Pflichten 
in den Mittelpunkt gerückt werden.

HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DIE DECKUNGSAUSWEITUNG

Das Grundrecht auf soziale Sicherheit ist trotz 
der umfassenden Systeme der sozialen Sicher-
heit in Europa nach Schätzungen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (IAO) für 15 Prozent 
der Bevölkerung in der Region noch immer 
nicht umgesetzt.

Einige der Erfolge des europäischen Sozial-
modells sind aufgrund der Maßnahmen zur 
Haushaltskonsolidierung, der sich wandelnden 
Arbeitsmärkte und der Sparpolitik in einigen 
Ländern erodiert, und Umfang und Reichweite 
der bestehenden Deckung haben stellenweise 
abgenommen. Aufgrund der Neugestaltung der 
Finanzierung einiger Gesundheitsleistungen ist 
es zeitweise zu gestiegenen Eigenzahlungen  
gekommen, die zu finanziellen Notlagen und  
Zugangshindernissen sowie in der Folge zu  
geringeren wirksamen Deckungsraten und stei-
genden Zugangsungleichheiten führten.

Da die Region über umfassende und bisweilen 
komplexe Leistungs- und Dienstleistungssys-
teme verfügt, ist die unvollständige Deckung 
auch darauf zurückzuführen, dass Bürgerinnen 
und Bürger oder Beschäftigte nicht die Leistun-
gen beantragen, auf die sie Anspruch hätten. 
In einigen Fällen kann das soziale Stigma, 
das mit dem Bezug von Leistungen verbunden 
ist, eine Rolle spielen. Die Nichtinanspruchnah-
me von Leistungen gilt als eines der Hindernisse 
für eine verbesserte wirksame Deckung. Diese 
administrative Herausforderung wird meist 
weniger berücksichtigt als Hinterziehung und 
Betrug, die in der allgemeinen Wahrnehmung 
die finanzielle Integrität vor allem beitragsab-
hängiger Programme stärker auszuhöhlen  
scheinen.

Die Systeme der sozialen Sicherheit Europas 
nutzen verschiedene Finanzierungsmethoden, 

in den meisten Fällen allerdings Beiträge von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie allge-
meine Steuereinnahmen. Staatliche Beihilfen 
können ebenfalls eine Rolle spielen. In vielen 
Ländern der Region gibt es privatwirtschaftlich 
verwaltete individuelle Sparinstrumente, die auf 
obligatorischer oder freiwilliger Basis betrieben 
werden und kompetente Finanzdienstleistungen 
sowie effiziente Märkte benötigen. Sie stellen in 
der Praxis eine private Komponente oder Ergän-
zung der Deckung der sozialen Sicherheit dar. 
Die Schweiz hat sich durch ein privatwirtschaft-
liches Gesundheitsversorgungssystem hervor-
getan.

Verschiedene europäische Wohlfahrtsstaaten 
können nach der relativen Bedeutung ihrer bei-
trags- und steuerabhängigen Finanzierung und 
der Art der Leistungen, die dadurch finanziert 
werden, beurteilt werden. Dennoch stehen 
beide Finanzierungsansätze vor verschiedenen 
Herausforderungen wie etwa Arbeitsmarktver-
änderungen, Arbeitslosigkeit, neue globale 
Mega-Unternehmen, Niedrigsteuerjurisdiktio-
nen, die Bedürfnisse alternder Gesellschaften, 
neue medizinische Technologien und knappe  
öffentliche Finanzen. Da sich die stärkere 
Kontrolle der Sozialausgaben in einem Kontext 
niedriger Lohnzuwächse und langsamen Wirt-
schaftswachstums negativ auf den Geldwert 
steuerfinanzierter Leistungen auswirken kann, 
besteht eine weitere Sorge in der Angemessen-
heit der künftigen beitragsfinanzierten Leistun-
gen für Beschäftigte mit niedrigen Einkommen, 
insbesondere der Langzeitleistungen.

MASSNAHMEN ZUR 
DECKUNGSAUSWEITUNG

Junge Menschen. Die Programme der sozia-
len Sicherheit Europas leisten einen wichtigen 
Beitrag zum Aufbau der Wissensgesellschaft. 
Dazu müssen die Volkswirtschaften eine gut  
gebildete, kompetente und ausreichende 
Arbeitsbevölkerung sicherstellen. Die Program-
me der sozialen Sicherheit spielen deshalb 
eine wichtige Rolle: Sie investieren früh in die 
Entwicklung von Kindern und fördern den Über-
gang junger Menschen in höhere Bildung und 
eine stabile Beschäftigung.

Die auf Familien mit Kindern erweiterte Deckung 
hat verschiedene Formen wie etwa Pauschal-
beihilfen, monatliche Zuschüsse und Sach-
leistungen. Innovative IKT-Instrumente stellen 
sicher, dass alle anspruchsberechtigten Familien 
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Leistungen erhalten. So etwa setzt die französi-
sche Landeskasse für Familienzulagen (Caisse 
nationale des allocations familiales – CNAF) 
Data-Mining-Software ein, um anspruchsberech-
tigte Leistungsempfänger zu ermitteln, die noch 
keinen Antrag auf Familienzulagen und ver-
wandte Leistungen gestellt haben.

Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. 
Es gibt einige Maßnahmen, mit denen die wirk-
same Deckung der Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter verbessert werden kann. Für Men-
schen, die nicht erwerbstätig sind, können dies 
neue soziale Strategien sein, mit denen versucht 
wird, den Bedarf der Leistungsempfänger zu 
decken. Dieses politische Ziel zeigt, dass die 
Programme der sozialen Sicherheit weit über 
ihre herkömmliche Rolle hinausgewachsen sind, 
nur eine finanzielle Unterstützung allein zu 
bieten. Viele Verwaltungen der sozialen Sicher-
heit verfügen über maßgeschneiderte individu-
elle Maßnahmen zur Förderung einer proaktiven 
Rehabilitation und möglichst auch der Wieder-
eingliederung ins Erwerbsleben von Menschen, 
die aus dem Arbeitsmarkt ausgeschieden waren. 
In vielen Ländern setzt man auf Maßnahmen, 
mit denen Menschen, die als erwerbsbereit be-
urteilt werden, wieder zurück zur Arbeit geführt 
werden sollen. Eine größere Herausforderung für 
die Verwaltungen der sozialen Sicherheit besteht 
in der Gestaltung einer wirksamen Unterstützung 
für Menschen mit komplexen persönlichen Prob-
lemen, die weniger bereit sind, auf den Stellen-
markt zurückzukehren.

Haushaltsengpässe haben dazu geführt, 
dass viele Agenturen der sozialen Sicherheit 
Europas Aufgaben in die Privatwirtschaft aus-
gelagert haben. Obwohl die Auslagerung in den 
Privatsektor eine höhere wirksame Deckung 
und auf nationaler Ebene eine Ausrichtung der 
Dienstleistungen auf die Kunden ermöglicht, 
wie sie sonst nicht möglich wäre, könnte die 
Dienstleistungsqualität – und damit die Deckung 
– fragmentiert sein und je nach Vertragspartner 
unterschiedlich ausfallen.

Die Systeme der sozialen Sicherheit können die 
Arbeitsmarktpolitik stützen, indem sie einen 
transparenten und regulierten Zuzug inter-
nationaler Arbeitsmigranten fördern. Neben 
den EU-weiten Vereinbarungen sind bilaterale 
Vereinbarungen der sozialen Sicherheit wichtig, 
um eine Deckung internationaler Arbeitsmigran-
ten sicherzustellen, mit denen das nationale  
Arbeitskräftepotenzial durch fehlende Kompe-
tenzen und Dienstleistungen ergänzt werden 
kann. Den offiziellen Maßnahmen zur Aus-
weitung der gesetzlichen Deckung auf inter-
nationale Arbeitsmigranten liegen nicht nur 
Überlegungen zu Menschenrechten und Gleich-
heit zugrunde, sondern sie bieten den Volks-
wirtschaften der Region auch darüber hinaus 
viele Vorteile.

Ältere Menschen. Die Angemessenheit der  
Altersrentenprogramme ist in vielen europäi-
schen Ländern ein wichtiges Anliegen. So etwa 
wird darüber diskutiert, welche Rolle private  

 Eine verbesserte 
Deckung kann auch 

ohne politische Reformen 
erreicht werden 
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Rentenfonds mit individuellen Konten in der 
sozialen Sicherheit spielen sollen. Mehrsäuli-
ge Rentensysteme mit privaten individuellen 
Konten sind in der sozialen Sicherheit Europas 
sehr verbreitet. Dies ist vor allem in Mittel- und 
Osteuropa der Fall. Nachdem einige dieser 
Systeme nun mit der Leistungsauszahlung be-
gonnen haben, sind jedoch Fragen aufgetaucht. 
Dazu gehören nicht nur die relative monetäre 
Angemessenheit der angebotenen Deckung, 
die Geschlechtergerechtigkeit bei den erworbe-
nen Ansprüchen, die Versicherung für Lang-
lebigkeit (Leibrentenmärkte), die relative Rolle 
von Umverteilung und Solidarität, sondern auch 
die Tragfähigkeit der Systeme angesichts der 
finanziellen und politischen Herausforderungen 
und Ungewissheiten.

Eine verbesserte Deckung für ältere Menschen 
kann auch ohne politische Reformen, allein 
durch administrative Umstrukturierungen, 
erreicht werden. Im Vereinigten Königreich 
wurde festgestellt, dass nach dem Tod eines 
Ehepartners oder einer Ehepartnerin die oder 
der Hinterbliebene oft mit einer Streichung der 
Rentenleistungen konfrontiert war. Nach einer 
Pilotstudie wurde deshalb landesweit ein zentra-
les Meldesystem für alle Agenturen eingerichtet. 
Im neuen System führt der Tod eines Gatten oder 
einer Gattin nur zu einem veränderten Status der 
oder des Hinterbliebenen und nicht zum Ende 
der Ansprüche, die sie als Paar erworben hatten. 
Der neue integrierte Service ermöglicht somit 
eine fortgesetzte Deckung für die Trauernden.

Nachdem die meisten Länder ihre Programme 
der sozialen Sicherheit angepasst haben, um den 
gewachsenen finanziellen Herausforderungen 
gerecht zu werden, stehen auch die sich wan-
delnden Dienstleistungs- und Behandlungs-
bedürfnisse älterer Menschen im Mittelpunkt. 
Beobachtet wird ein Trend hin zu einer kon-

tinuierlichen Versorgung älterer Bürgerinnen 
und Bürger, vor allem in Israel und Schweden. 
Da Europas Bevölkerung weiter altert und die 
Frage der Bezahlbarkeit der Langzeitpflege-
deckung immer drängender wird, rücken die 
Koordination von Dienstleistungen und die Um-
setzung des Modells „Zu Hause älter werden“ in 
den Mittelpunkt.

Innovative Programmgestaltung und die 
Katalysatorrolle der IKT. In Europa arbei-
ten die Organisationen der sozialen Sicherheit 
und der Gesundheit heute enger mit anderen 
Regierungsstellen zusammen. Dieser Trend lässt 
sich von Aserbaidschan bis Norwegen beob-
achten. Grund dafür sind jedoch verschiedene 
Faktoren. Einer hat damit zu tun, dass den 
Menschen im Lebensverlauf eine nahtlose und 
maßgeschneiderte Deckung angeboten werden 
soll. Dazu müssen allerdings die Trägheit der Or-
ganisationen und die zweigspezifische Trennung 
überwunden werden. Ein weiterer Faktor ist die 
verbesserte Nutzung bestehender Ressourcen. 
In allen Fällen wurde dieser Prozess durch Ent-
wicklungen in der IKT begünstigt.

Estland ist weltweit führend im IKT-Einsatz für eine 
verbesserte integrierte Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen rund um die Uhr und kann in 
Bezug auf die wirksame nationale Deckung positive 
Ergebnisse vorweisen, unter anderem bei Familien-, 
Invaliditäts-, Gesundheits- und Rentenleistungen. 
Allgemeiner tragen IKT-Entwicklungen in der 
Region dazu bei, den wirksamen Zugang zu einer 
Gesundheitsversorgung zu verbessern, insbesondere 
für Menschen, die nicht in städtischen Zentren und 
weit weg von medizinischen Einrichtungen leben. 
Die Entwicklungen bei elektronischen Gesund-
heitsleistungen können helfen, die Engpässe beim 
Gesundheitspersonal zu überwinden, die in einigen 
Gemeinden die fristgerechte und wirksame Gesund-
heitsdeckung bedrohen. 

ZEHN GLOBALE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT – EUROPA

Deckungsausweitung

46



DECKUNG IN EUROPA, NACH BEVÖLKERUNGSGRUPPE

84,1% +95% 66,7%

Durch mindestens eine Leistung  
gedeckte Bevölkerung 

Quelle: IAO (2017)

Ältere Menschen mit einer  
wirksamen Deckung

Benachteiligte Menschen mit 
einer Sozialhilfedeckung

INVESTITIONEN FÜR DIE ZUKUNFT

16,5% des BIP 21

Die durchschnittlichen Sozialschutzausgaben  
(ohne Gesundheit) in Europa sind hoch

Quelle: IAO (2017)

Anzahl Länder Europas, die einen universellen Schutz für 
Kinder anbieten

CHECKLISTE FÜR ANGEMESSENE 
GELDLEISTUNGEN

 PGedeckte Bevölkerung 
 PFinanzielle Angemessenheit 
 PFinanzielle Tragfähigkeit
 PUnterstützt aktives Leben 
 PStützt gesellschaftlichen Zusammenhalt 
 PAdministrative Angemessenheit

Quelle: Brimblecombe (2013)

PRIORITÄTEN DER IVSS-MITGLIEDER
Mitgliedsinstitutionen, die die 
Deckungsausweitung als prioritäre 
Herausforderung einstufen

Welt 56% 
Afrika 87%
Amerika 52% 
Europa 30% 
Asien und Pazi�k 55% 

Quelle: Globale Mitgliederumfrage der IVSS (2015)
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H E R A U S F O R D E R U N G  8

Beschäftigung
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Beschäftigung junger Arbeitnehmer

Hohe Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung bei jungen Frauen und 
Männern stellen in Europa eine Herausforderung dar und haben ge-
steigerte Risiken sowohl für die persönliche Gesundheit und das Wohl-
befinden als auch für die nationale Produktivität und das Wachstum 
zur Folge. Koordinierte Maßnahmen von Regierungen, Verwaltungen 
der sozialen Sicherheit, Arbeitsämtern, Sozialpartnern und Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen können die Beschäftigungsfähigkeit 
verbessern und die Arbeitslosen-, Unterbeschäftigten- und Inaktivitäts-
zahlen senken. Bei den Systemen der sozialen Sicherheit der Region 
ist ein Trend zu beobachten, dass sie über ihre herkömmliche Rolle als 
Anbieter eines Einkommensschutzes hinausgehen.

In vielen Ländern sind junge Menschen (von 
15 bis 25 Jahren) eine besondere Herausfor-
derung für die Systeme der sozialen Sicher-

heit. Junge Arbeitnehmer bekunden stärker als 
Mitglieder anderer Altersgruppen Schwierig-
keiten, in eine stabile formelle Beschäftigung 
einzutreten. Dies verursacht hohe Kosten für die 
Einzelnen und die Gesellschaft. Die Wahrschein-
lichkeit für junge Menschen der Region, eines 
Tages in der informellen Wirtschaft beschäftigt 
zu sein, ist höher als bei älteren Beschäftig-
ten. Über ein Drittel der jungen Arbeitnehmer 
(35,7 Prozent) ist in der informellen Wirtschaft 
beschäftigt, während es bei der gesamten 
Erwerbsbevölkerung der Region nur etwa ein 
Viertel ist.

Nach wie vor gibt es bedeutende Länderunter-
schiede. In manchen Ländern sind jüngere  

Arbeitnehmer hauptsächlich im informellen 
Sektor aktiv, während sie in anderen Ländern 
oft inaktiv oder arbeitslos sind. Auffallend ist, 
dass viele junge Menschen, vor allem junge 
Frauen, weder in Arbeit noch in Aus- oder 
Weiterbildung sind. Bei den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU) ist die Jugend-
arbeitslosigkeit mehr als doppelt so hoch wie die 
allgemeine Arbeitslosigkeit (15,2 Prozent ver-
glichen mit 6,7 Prozent, Stand November 2018), 
mit unterschiedlichen Quoten von 36,6 Prozent 
in Griechenland und 4,9 Prozent in der Tschechi-
schen Republik.

Die globale Krise von 2007/2008 hat die 
Arbeitslosigkeit junger Arbeitnehmer stärker in 
Mitleidenschaft gezogen als diejenige älterer 
Arbeitnehmer. Trotz der jüngsten Entwicklun-
gen auf den Arbeitsmärkten, die sich auf die  
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Situation junger Menschen in der Region positiv 
ausgewirkt haben, ist die Beschäftigungsquote 
junger Menschen in vielen Ländern heute gerin-
ger als 2008.

HERAUSFORDERUNGEN AN 
DEN ARBEITSMARKT UND 
JÜNGERE ARBEITNEHMER

Die nationalen politischen Prioritäten haben 
unterschiedliche Lösungen für die gemeinsa-
men Herausforderungen durch Arbeitslosigkeit 
hervorgebracht. In Situationen hoher Arbeits-
losigkeit und alternder Bevölkerung können 
die Systeme der sozialen Sicherheit zu Kompro-
missen gezwungen sein. Wenn die politische 
Priorität beispielsweise lautet, die finanzielle 
Tragfähigkeit der Rentensysteme sicherzustellen, 
kann dies von Anstrengungen zur Förderung 
älterer Arbeitnehmer begleitet werden, länger 
in Arbeit zu bleiben. Eine Herausforderung kann 
darin liegen, diesen Ansatz mit verschiedenen 
Tätigkeiten zu koppeln, die auch jüngeren 
Arbeitnehmern einen Eintritt und Verbleib in 
einem Arbeitsverhältnis erlauben.

Obwohl die Jugendarbeitslosigkeit in der EU in 
den letzten Jahren stark gesunken ist und sich 
den Zahlen von vor der Krise angenähert hat, 
weisen einige Mitgliedstaaten nach wie vor hohe 
Quoten auf. Die Zahl für die EU betrug Ende 
2018 ungefähr 15 Prozent, doch in Griechen-
land, Italien und Spanien liegt sie weiterhin 
bei über 30 Prozent. Außerdem weisen einige 
Länder nun auch einen zunehmenden Arbeits-
kräftemangel auf, vor allem in Mittel- und 
Osteuropa. Ein Grund für die immer häufiger 
fehlenden Arbeitskräfte ist die Abwanderung 
von Fachkräften, insbesondere gut ausgebildeter 
junger Fachkräfte.

In manchen Ländern bekunden jüngere Arbeit-
nehmer oft Schwierigkeiten bei der Arbeitssuche. 
Dies kann auf nicht passende Qualifikationen 
und Kompetenzen, eine beschränkte Mobilität 
und unangemessene Gehälter zurückzuführen 
sein. Besorgniserregend ist weiter, dass die 
hohen Jugendarbeitslosenzahlen oft von Schwie-
rigkeiten von Arbeitnehmern begleitet werden, 
freie Stellen zu besetzen. In Ländern wie der 
Republik Moldau sind ungefähr 30 Prozent der 
jungen Menschen weder in Arbeit noch in Aus- 
oder Weiterbildung. 2016 blickten 11 Prozent 
der Menschen zwischen 18 und 24 Jahren in der 
EU auf einen vorzeitigen Schulabbruch zurück.

Für den Erfolg junger Arbeitnehmer bei der 
Stellensuche ist eine bessere Bildung wichtiger 
denn je, da diese mit einer höheren Beschäfti-
gungsquote korreliert. Natürlich ist auch Arbeits-
erfahrung wichtig. Die Arbeitslosenquote junger 
Menschen, die von der Ausbildung kommen 
und noch keine (bezahlte oder unbezahlte oder 
freiwillige) Berufserfahrung vorzuweisen haben, 
liegt in den EU-Staaten bei 15,7 Prozent, wohin-
gegen sie bei jungen Menschen, die während der 
Ausbildung auch Berufserfahrung sammelten, 
bei 8,1 Prozent liegt.

Qualifikationen und Berufserfahrungen sind 
zwar wichtige Faktoren für das Arbeitskräftean-
gebot, aber die sich wandelnden Arbeitsmärkte 
und der veränderte Bedarf der Arbeitgeber 
können auch zu einem Auseinanderklaffen zwi-
schen Angebot und Nachfrage führen. Es kann 
sein, dass die jungen Menschen nicht über die 
Qualifikationen und Erfahrungen verfügen, 
die für die offenen Stellen gesucht werden. 
In einigen Fällen sind junge Arbeitnehmer für 
die verfügbaren Stellenangebote schlicht über-
qualifiziert. Angesichts der Entwicklung hin zu 
einer Wissensgesellschaft müssen die natio-
nalen Arbeitsmarktstrategien und die öffentli-
chen Arbeitsämter und Berufsbildungssysteme 
effizienter gestaltet und besser aufeinander 
abgestimmt werden. Die Bildungspolitik braucht 
eine Neuorientierung, damit Arbeitnehmer mit 
den richtigen Kompetenzen ausgestattet werden, 
lebenslang lernen und sich an die schnell wan-
delnde Arbeitswelt anpassen können.

Atypische Beschäftigungsverhältnisse haben auf-
grund der Entwicklung der Region hin zu einer 
Wissensgesellschaft und des Einsatzes neuer 
Technologien zugenommen. Etwa jeder zehnte 
Erwachsene im erwerbsfähigen Alter hat bereits 
Arbeitsdienste über eine Online-Plattform der 
Sharing Economy geleistet. Jedoch nur ein 
kleiner Teil der Arbeitnehmer nutzt regelmäßig 
Arbeitsplattformen als Haupteinnahmequelle.

Um sich an die veränderte Arbeitswelt anzu-
passen, entscheiden sich manche Arbeitnehmer 
für den Schritt in die Selbstständigkeit. Dadurch 
können sie zwar ihren unmittelbaren Ein-
kommensbedarf decken, aber die Systeme der 
sozialen Sicherheit sind oft nicht gut aufgestellt, 
um den Bedarf Selbstständiger zu decken. 
In über zwei Dritteln der Länder haben Selbst-
ständige entweder keinen oder nur einen freiwil-
ligen Zugang zu einer Arbeitslosenversicherung.
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 Sanktionen scheinen bei 
den bedürftigsten Menschen 
im arbeitsfähigen Alter, die bei 
der Rückkehr an die Arbeit mit 
den komplexesten Problemen 
kämpfen, am wenigsten 
Wirkung zu zeigen 

Eine wachsende Sorge ist außerdem die künfti-
ge Angemessenheit der Arbeitslosenleistungen 
junger Arbeitnehmer. Gegenwärtig verfügen 
mehr als 80 Prozent der Arbeitsbevölkerung 
Europas über einen Schutz gegen Erwerbs-
losigkeit. Aber nur bei etwa der Hälfte dieser 
Arbeitnehmer ist die Deckung auch eine wirk-
same Deckung. Unregelmäßige und gebrochene 
Erwerbsbiografien, wiederholte Phasen der 
Erwerbslosigkeit, befristete Verträge, geringe 
Löhne und flexible Arbeitszeiten machen, 
dass die Arbeitnehmer in ihren Beschäftigungs-
zeiten weniger Ansprüche der beitragsfinan-
zierten Arbeitslosenversicherung erwerben. 
Durch die Zunahme der prekären Beschäftigung 
werden außerdem Arbeitsschutz, Gesundheits- 
maßnahmen und Krankenversicherung sowie auf 
lange Sicht die Angemessenheit der künftigen 
Renten dieser Arbeitnehmer gefährdet.

MASSNAHMEN ZUR 
DECKUNG DER BEDÜRFNISSE 
JUNGER ARBEITNEHMER

Im weltweiten Vergleich weist Europa die höchste 
Quote von Arbeitnehmern mit einem wirksamen 
Zugang zu Erwerbslosenleistungen auf (42,5 
Prozent, verglichen mit der globalen Quote von 
21,8 Prozent). Interessant ist, dass viele Länder 
Europas auch versucht haben, den Schutz durch 
Arbeitslosenleistungssysteme durch die Kombi-
nation von Geldleistungen mit Maßnahmen wie 

Kompetenzentwicklung, Weiterbildungen und 
aktiven Arbeitsmarktstrategien zu verbessern.

Die Leistungen für die Arbeitsbevölkerung sind 
meist teilweise durch die Beschäftigten finan-
ziert, so auch die meisten Arbeitslosenleistun-
gen. Dennoch gibt es immer mehr Erwerbslose, 
auch junge Erwerbslose, die aufgrund ihrer 
unvollständigen und gebrochenen Erwerbs-
biografien Schwierigkeiten beim Zugang zu 
beitragsabhängigen Leistungen bekunden. 
Eine häufige Maßnahme besteht darin, stärker 
auf eine steuerfinanzierte Einkommensunterstüt-
zung zu setzen. Italien hat jüngst einen Schritt in 
diese Richtung getan.

Steuerfinanzierte Leistungen fallen meist 
weniger großzügig aus, und die gesetzlichen 
Ansprüche sind oft weniger gut verankert als 
beitragsabhängige Leistungen. Die Anspruchs-
berechtigung für solche Leistungen ist zudem 
häufiger an Bedingungen zum Verhalten der 
Leistungsempfänger geknüpft wie etwa die 
aktive Suche nach Arbeit oder die Annahme von 
Stellenangeboten. Dies wird oft von der An-
drohung von Straf- oder Disziplinarmaßnahmen 
begleitet. Es herrscht weitgehend Übereinstim-
mung, dass sich die Androhung von Straf-
maßnahmen positiv auf die Unterstützung der 
Rückkehr gut ausgebildeter und vermittlungs-
fähiger Arbeitnehmer ins Erwerbsleben auswirkt. 
Paradoxerweise scheinen diese Sanktionen bei 
den bedürftigsten Menschen im arbeitsfähigen 
Alter, die bei der Rückkehr an die Arbeit mit den  
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komplexesten Problemen kämpfen, jedoch am 
wenigsten Wirkung zu zeigen.

Ein strategisches Ziel, das in der gesamten 
Region verfolgt wird, ist die Förderung der Be-
schäftigung junger Arbeitnehmer. Viele Pro-
gramme wurden auf EU-Ebene gestartet, aber es 
finden sich auch viele Maßnahmen auf nationa-
ler Ebene.

Aserbaidschan, das über international an-
erkannte Erfahrungen mit der Unterstützung 
von Jugendbeschäftigung verfügt, hat für die 
Jahre 2017-203 eine Nationale Beschäftigungs 
strategie eingeführt, und 2018 ist ein Arbeits-
losenversicherungsgesetz in Kraft getreten. 
In Frankreich haben junge Menschen von 18 bis 
25 Jahren, die zuvor vom Mindesteinkommen-
programm (Revenu de solidarité active – RSA) 
ausgeschlossen waren, nun Zugang zu einem 
Schutz gegen Erwerbslosigkeit.

Deutschland hat den Zugang zum Arbeits-
losigkeitsschutz auf nicht regulär Beschäftigte 
ausgeweitet, ebenso Österreich, und zwar durch 
erleichterte Anspruchsvoraussetzungen bei den 
Mindestbeitragszeiten. In Dänemark wurde die 
Dauer der Arbeitslosenleistungszahlung von 
maximal zwei auf drei Jahre erhöht. Zu den 
Ländern mit Strategien für einen besseren 
Zugang zu Weiterbildung, Umschulung, Zertifi-
zierung und Stellenvermittlung gehören die Nie-
derlande, Portugal und die Russische Föderation.

In vielen Ländern gibt es subventionierte Be-
schäftigungsprogramme und Kredite als Anreiz 
für Arbeitgeber, erwerbslose Arbeitnehmer 
einzustellen und Arbeitsplätze zu schaffen. 
Andere Länder wie etwa Estland haben die 

Unterstützung und Beratung für Arbeitnehmer 
ausgeweitet, damit diese ihre Arbeitsplätze er-
halten können.

Finnland hat die Verwaltung des Sozialschutzes 
und der Vermittlungsdienste in eine zentrale 
Anlaufstelle zusammengelegt, da man davon 
ausgeht, dass Arbeitslosigkeit und Armut mit 
einem integrierten System besser bekämpft 
werden können.

Eine weitere wichtige strategische Maßnahme 
besteht in der Einrichtung besonderer Lehr-
stellen und Praktika zur Förderung junger 
Arbeitnehmer. Systeme für Berufslehren als 
integrierender Bestandteil der Arbeitsmärkte 
werden als Grund dafür angesehen, warum die 
Arbeitslosenzahlen bei jungen Menschen wieder 
zurückgehen. Für diese Systeme ist allerdings 
eine landesweite Zusammenarbeit von Regierun-
gen, Arbeitgebern und Gewerkschaften nötig, 
und dazu gehören auch Tarifvereinbarungen und 
eine Regulierung des Arbeitsmarktes. In einer 
Vereinbarung auf EU-Ebene wurde festgelegt, 
dass Lehrlinge einen Anspruch auf soziale 
Sicherheit haben.

Um die Beschäftigungserwartungen zu erfüllen 
und den Lernbedarf junger Arbeitnehmer zu 
decken, ist das gemeinsame Handeln von Regie-
rung, Verwaltungen der sozialen Sicherheit, öffent-
lichen Arbeitsämtern, Sozialpartnern und Aus- und 
Weiterbildungsdienstleistungen sicher ein Schritt 
in die richtige Richtung. Auf dieser Grundlage 
kann der erfolgreiche Übergang junger Menschen 
von der Schule in die Berufsbildung oder Weiter-
bildung und in menschenwürdige Arbeit ins Auge 
gefasst werden. 
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JUNGE ARBEITNEHMER IN EUROPA 

x2 ⅓
Die Jugenderwerbslosigkeit war mehr als doppelt so hoch 
wie die allgemeine Erwerbslosigkeit

Quelle: tradingeconomics.com (2018)

Über ein Drittel aller jungen Arbeitnehmer ist informell 
beschäftigt, von den Arbeitnehmern aller Altersklassen ist 
es ein Viertel

Quelle: ILO (2018)

DIE ZUNAHME VON TEILZEITSTELLEN

45,3 Millionen 

22% 29%

Anzahl Menschen in der EU, 
die 2016 in Teilzeitstellen beschäf-
tigt waren 

Quelle: Eurostat (2017)

Anteil der 2015/16 in der EU ge-
schaffenen Stellen mit einer Teilzeit-
beschäftigung

Quelle: IAO (2017)

Anteil der unfreiwilligen  
Teilzeitbeschäftigten in der EU 
2014, die trotz Arbeit arm waren

Quelle: Eurofound (2017)

ZUNEHMENDE SELBSTSTÄNDIGKEIT

25% >50%

Der Anteil der Selbstständigen aller Beschäftigten in der 
EU 2014 (ohne Angestellte, die trotz Arbeit arm waren)

Quelle: Eurofound (2017)

Der Anteil der Selbstständigen in der EU, die 2014 Gefahr 
liefen, keinen Zugang zu Arbeitslosenschutz zu haben

Quelle: Europäische Kommission (2015)
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H E R A U S F O R D E R U N G  9

Migration
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Schutz von Arbeitsmigranten

Formelle Anstrengungen zur Bewältigung der Herausforderungen 
der sozialen Sicherheit für Arbeitsmigranten haben in Europa eine 
lange Geschichte. Die erste bilaterale Vereinbarung der sozialen 
Sicherheit zwischen Frankreich und Italien geht auf das Jahr 1904 
zurück. Die Zunahme der Zahl mobiler Arbeitnehmer in der Region 
hat zu einer gestiegenen Nachfrage nach internationalen Vereinba-
rungen geführt, die den Bedarf nach Übertragbarkeit und Wahrung 
der Arbeitnehmerrechte decken sollen. Dennoch ist es nicht unge-
wöhnlich, dass sich die Diskussionen zum Thema Migration haupt-
sächlich um Fragen irregulärer und illegaler Migrationsströme und 
die Ankunft von Zwangsvertriebenen, Flüchtlingen und Asylbewer-
bern drehen. Um diese Debatte wieder ins Lot zu bringen und die 
Rechte von Arbeitnehmern zu schützen, müssen die Verwaltungen 
der sozialen Sicherheit eine wichtige Rolle bei der Förderung des 
Rechts auf soziale Sicherheit für formelle Arbeitsmigranten über-
nehmen.

Weltweit gibt es etwa eine Milliarde 
Binnenvertriebene und internationale 
Migranten. Wie in anderen Regionen 

befindet sich auch die Arbeitsmigration nach 
Europa auf einem hohen Stand. Die Mechanis-
men der sozialen Sicherheit für Arbeitsmigranten 
haben sich in den Ländern West-, Süd- und 
Mitteleuropas sowie in Eurasien (die osteuro-
päischen und zentralasiatischen Länder der 
früheren UdSSR, außer den baltischen Staaten) 

auf verschiedene Art und in unterschiedlicher 
Geschwindigkeit entwickelt. Durch die Bildung 
regionaler Handelsblöcke wie insbesondere der 
Europäischen Union (EU), der Europäischen Frei-
handelsassoziation (EFTA), der Gemeinschaft Un-
abhängiger Staaten (GUS) und der Eurasischen 
Wirtschaftsunion (EAWU) sind die Möglichkeiten 
für die wirtschaftliche Mobilität von Arbeitneh-
mern gestiegen.  
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Der verbreitete Gebrauch der russischen Sprache 
als Lingua franca im Geschäftsleben vieler eura-
sischer Länder hat die Migration von Arbeitneh-
mern ebenfalls erleichtert. Im ersten Jahrzehnt 
des Übergangs von der früheren sowjetischen 
Planwirtschaft haben die schnellen wirtschaft-
lichen Veränderungen in einigen eurasischen 
Ländern zu verbreiteter Arbeitslosigkeit geführt. 
Ende der 1990er Jahre ist aufgrund der Bevölke-
rungsalterung zusammen mit der Auswanderung 
aus Belarus, der Russischen Föderation und der 
Ukraine ein Arbeitskräftemangel entstanden, 
weshalb Arbeitnehmer aus dem Ausland ge-
braucht wurden. Die Wirtschaft in Kasachstan ist 
schneller gewachsen als heimische Arbeitskräfte 
verfügbar waren, so dass auch dieses Land auf 
die Dienste von Arbeitsmigranten zurückgriff.

Durch das Grundrecht der EU-Bürger, sich in-
nerhalb der EU frei bewegen und arbeiten zu 
können, wurden die Binnengrenzen der EU für 
die Migration praktisch aufgehoben. In Eura-
sien wird die Migration auf zwischenstaatlicher 
Ebene kontrolliert und verwaltet. Das visafreie 
Reisen im Rahmen der GUS (mit der Ausnahme 
der gegenseitigen Visabestimmungen zwischen 
Georgien und der Russischen Föderation) be-
deutet letztlich eine Personenfreizügigkeit von 
GUS-Bürgern in den meisten Ländern Eurasiens. 
In den nationalen Gesetzen fast aller Länder 
Eurasiens wird jedoch eine Aufenthalts- und 
Arbeitserlaubnis verlangt. Internationale Arbeits-
migranten von außerhalb der Region stellen die 
Systeme der sozialen Sicherheit vor zusätzliche 
administrative Herausforderungen. Für manche 
Länder liegt eine besondere Herausforderung 
für die wirksame Ausweitung der Deckung der 
sozialen Sicherheit vor allem darin, dass viele 
Arbeitsmigranten informell erwerbstätig sind.

AUSWIRKUNGEN UND 
HERAUSFORDERUNGEN DER 
MIGRATION

Weltweit gesehen sind die meisten interna-
tionalen Arbeitsmigranten Männer. In Europa 
hingegen machen Frauen knapp über die Hälfte 
aller internationalen Migranten aus. Dies ist 
auf die Alterung der europäischen Bevölkerung 
und die Entwicklung einer globalen Pflege-
erbringungskette zurückzuführen. So kommt 
es, dass viele Frauen in die Region einreisen, 
um eine Arbeit als Hausangestellte oder Pflege-
person anzunehmen. Die Arbeit von Migranten 
kann zwar positive Geldüberweisungsströme in 

die Heimat zur Folge haben, sie führt aber oft 
auch zu einem Pflegedefizit in diesem Heimat-
land. Hausangestellte, in der Mehrzahl weiblich, 
machen einen Großteil der globalen Arbeitskräf-
te in informeller Beschäftigung aus und zählen 
zu den am meisten benachteiligten Beschäftig-
tengruppen, was für die Systeme der sozialen 
Sicherheit eine große Herausforderung darstellt.

Im Übereinkommen der Internationalen Arbeits-
organisation über menschenwürdige Arbeit 
für Hausangestellte (Nr. 189) von 2011 heißt 
es, dass Hausangestellte keinen schlechteren 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt sein sollten 
als andere Beschäftigte, die allgemein von 
Systemen der sozialen Sicherheit gedeckt sind, 
einschließlich in Bezug auf einen Mutterschafts-
schutz. Sieben Länder in der Region Europa 
haben dieses Übereinkommen ratifiziert: 
Belgien, Finnland, Deutschland, Irland, Italien, 
Portugal und die Schweiz.

Es gibt eine menschenrechtliche Begründung 
für eine Ausweitung der Deckung der sozialen 
Sicherheit und für die Gleichbehandlung von 
Arbeitsmigranten. Darüber hinaus ergeben sich 
durch eine Deckungsausweitung auf Arbeitsmig-
ranten für die Programme der sozialen Sicher-
heit und für die Wirtschaft aber auch zahlreiche 
Vorteile. Durch die Ausweitung der Deckung wird 
der Zugang zu den wichtigsten Leistungen und 
Dienstleistungen sichergestellt, und sie stärkt 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt, das Wirt-
schaftswachstum und das öffentliche Vertrauen 
in die Programme der sozialen Sicherheit. 
Zudem werden vermehrte Anstrengungen zur 
Formalisierung der Arbeitsmärkte unternommen, 
das Ausbeutungspotenzial verringert sich und 
die Mobilität wird gefördert.

MASSNAHMEN DER 
SOZIALEN SICHERHEIT ZUR 
DECKUNG DER BEDÜRFNISSE 
VON ARBEITSMIGRANTEN

Arbeitsmigranten sind oft Nettobeitragszahler 
zum nationalen System der sozialen Sicher-
heit. Sie leisten auch einen signifikanten 
Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung und 
zur Bewältigung der aktuellen und künftigen 
Herausforderungen der Bevölkerungsalterung 
und der Entwicklung der Arbeitsmärkte. Die EU, 
die Nicht-EU-Staaten und die Länder Eurasiens 
haben deshalb eine Reihe von Maßnahmen 
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eingeführt, um flexible Aufnahmemechanismen 
zu schaffen.

In der Region besteht eine Nachfrage der Arbeit-
geber nach Arbeitnehmern mit geeigneten Qua-
lifikationen und Kompetenzen. Eine Maßnahme 
besteht darin, dass die EU derzeit eine Regelung 
für die Ausgabe einer besonderen Aufent-
halts- und Arbeitsgenehmigung für hochquali-
fizierte Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten genauer 
ausarbeitet, die sogenannte Blaue Karte EU. 
Ausgehend von den Erfahrungen der EU haben 
verschiedene Länder Eurasiens ähnliche Maßnah-
men für hochqualifizierte Fachkräfte eingeführt. 
So etwa haben Aserbaidschan, Kasachstan und 
Russland die Verfahren für die Zuwanderung 
qualifizierter Fachkräfte aus dem Ausland verein-
facht.

Saisonale Arbeitskräfte, die meist in den Sek-
toren Landwirtschaft, Gartenbau und Touris-
mus arbeiten, sind auf den Arbeitsmärkten 
in allen Teilen der Region Europa vertreten. 
Die Russische Föderation ist das Hauptziel 
von Arbeitsmigranten Eurasiens, so auch für 
saisonale Arbeitskräfte mit fast 9 Millionen 
temporären Arbeitskräften aus GUS-Ländern in 
der Russischen Föderation. Die EU stellt jähr-
lich über 100 000 saisonale Arbeitskräfte aus 
Nicht-EU-Ländern ein. Diese Arbeitsmigranten 
sind oft harten Arbeitsbedingungen ausgesetzt 
und von Ausbeutung bedroht, mit nachteiligen 
Auswirkungen für ihre Gesundheit und Sicher-
heit. Das Europäische Parlament und der Rat 

verabschiedeten deshalb 2014 die sogenannte 
Saisonarbeiter-Richtlinie, in denen die Bedin-
gungen für die Einreise und den Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als 
Saisonarbeitnehmer geregelt werden.

Eine Maßnahme der sozialen Sicherheit, die auf-
grund der bedeutenden Migrationskorridore zwi-
schen den Ländern erforderlich war, besteht in 
der Unterzeichnung bilateraler Vereinbarungen 
der sozialen Sicherheit zwischen den entspre-
chenden Ländern. Damit können die Identität 
und die Anspruchsberechtigung von Arbeits-
migranten auf soziale Sicherheit überprüft und 
die Übertragbarkeit der Leistungsansprüche 
ermittelt werden. In diesen Vereinbarungen 
sind nicht nur die Regeln für die Behandlung 
der Betroffenen festgelegt, sondern sie fördern 
auch eine koordinierte Fallbearbeitung und die 
wirksame Kommunikation zwischen den beteilig-
ten Akteuren.

Weltweit gibt es zwar Hunderte solcher Vereinba-
rungen, aber der überwiegende Teil konzentriert 
sich auf Länder der Europäischen Union und 
Westeuropas. Um die Vorteile dieser Vereinba-
rungen zu maximieren, Spannungen zu vermei-
den und den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zu stärken, verfügen die meisten Systeme der 
sozialen Sicherheit über Strategien für die öf-
fentliche Kommunikation, mit denen die Arbeits-
migranten über ihre Rechte und Ansprüche der 
sozialen Sicherheit aufgeklärt werden.

 Die Erfahrungen und die 
Praxis der EU stellen ein 

reiches Wissensreservoir über 
Rechtssysteme, Verfahren und 
praktische Lösungen dar, das 

genutzt werden kann 
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Bilaterale Vereinbarungen sind nach wie vor das 
wichtigste internationale Instrument zum Schutz 
der Rechte der sozialen Sicherheit von Arbeits-
migranten. Besonders interessant ist der Fall der 
Republik Moldau. Schätzungsweise über eine 
Million Bürgerinnen und Bürger der Republik 
Moldau sind nach Europa und anderswohin aus-
gewandert, um dort zu arbeiten. Da das Land an 
der Grenze zweier geopolitischer Systeme liegt, 
teilt sich der Migrationsstrom in zwei Richtun-
gen: in die GUS-Länder und in die EU. Die Re-
publik Moldau hat als bedeutende Quelle von 
Arbeitsmigranten beim Schutz ihrer Bürgerinnen 
und Bürger im Ausland beträchtliche Fortschritte 
erzielt, vor allen durch bilaterale Vereinbarun-
gen, zu denen auch über zehn Vereinbarungen 
mit EU-Staaten gehören.

Regionale Kooperationsmechanismen und Be-
stimmungen für die Deckung der verschiedenen 
Bedürfnisse von Arbeitsmigranten, heimischen 
Arbeitsmärkten und Systemen der sozialen Si-
cherheit nehmen ebenfalls einen wichtigen Platz 
ein. Die Koordinationsregeln in der EU beruhen 
auf fünf Grundsätzen: Gleichbehandlung un-
geachtet der Staatsangehörigkeit, Zusammen-
rechnung von Versicherungszeiträumen in ver-
schiedenen nationalen Systemen, Übertragung 
von Leistungen innerhalb der EU, eine einzige 
zuständige Rechtsordnung sowie die administ-
rative Zusammenarbeit und der Datenaustausch 
zwischen den Institutionen der sozialen Sicher-
heit.

Ein wichtiges Instrument für den Bezug von 
Gesundheitsdienstleistungen innerhalb der EU 
ist die Europäische Krankenversicherungskarte 
(EHIC). Die EHIC wird kostenlos ausgestellt und 
erlaubt allen Versicherten oder durch ein gesetz-
liches System der sozialen Sicherheit gedeckten 
Menschen im Europäischen Wirtschaftsraum und 
in der Schweiz den Zugang zu medizinischer Be-
handlung in einem anderen Unterzeichnerstaat.

Ein Vorteil für die größere Region Europa 
besteht darin, dass die Erfahrungen und die 
Praxis der EU ein reiches Wissensreservoir 
über Rechtssysteme, Verfahren und praktische 

Lösungen darstellen, das genutzt werden kann, 
um Ansätze und Lösungen für die Herausforde-
rungen der sozialen Sicherheit in Eurasien umzu-
setzen. Die Mobilität von Arbeitskräften spielt für 
die regionale Integration der Volkswirtschaften 
Eurasiens eine wichtige Rolle, und die jüngst er-
folgte Gründung der Eurasischen Wirtschaftsuni-
on (EAWU) stellt eine wichtige neue Entwicklung 
dar, die zur Bewältigung der administrativen, 
politischen und praktischen Herausforderungen 
der sozialen Sicherheit beitragen wird.

Zu diesen Herausforderungen gehören die feh-
lenden administrativen Mechanismen zur Auf-
nahme von Arbeitsmigranten in die Systeme der 
sozialen Sicherheit, die fehlende Übertragbarkeit 
von Beiträgen und Leistungen, die unzureichen-
den Daten und Informationen über bestehende 
nationale Mechanismen und Ansätze sowie das 
Fehlen eines regionalen Rahmens, der Standards 
und Systeme festlegt, mit denen Deckungspro-
gnosen, Übertragbarkeitsmechanismen und die 
Erfassung und Umwandlung von Beiträgen und 
Leistungen realisiert werden können.

Der Entwurf eines Abkommens über Renten für 
Arbeitnehmer von EAWU-Staaten, der vorbe-
reitet wurde, beruht auf Grundsätzen, die an 
diejenigen für die Koordination der Renten-
systeme innerhalb der EU angelehnt sind. 
Dieses Abkommen soll das 1992 ausgearbeitete 
Abkommen ersetzen, mit dem die Rentenerbrin-
gung in diesen Ländern nach dem Zerfall der 
Sowjetunion geregelt wurde.

Allgemein und vor allem dank der gesetzgebe-
rischen Initiativen in Russland werden verstärk-
te Anstrengungen unternommen, die soziale 
Sicherheit von Arbeitsmigranten in der Region 
Eurasien auszubauen. 2018 war Kasachstan 
Gastgeber der vierten Zusammenkunft des 
Beirats für soziale Sicherheit und die Einhaltung 
der Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversi-
cherungsrechte von Beschäftigten in EAWU-Mit-
gliedstaaten. Zu den Tagungsordnungspunkten 
der Sitzung des Beirats gehörten Fragen der 
Einhaltung von Renten- und Gesundheitsversor-
gungsrechten. 
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MIGRANTENSTRÖME

~22 Millionen
Die zwei wichtigsten Migrationsziele der Region sind die 
Länder der Europäischen Union und der früheren Sowjet-
union

Quelle: IVSS (2016)

Anzahl Nicht-EU-Bürger, die in der EU leben  
(über 4 Prozent der EU-Bevölkerung)

Quelle: Eurostat (2018)

9 Millionen
Anzahl temporärer Migranten, die legal in Russland leben

Quelle: Eurostat (2018)

1 Million
Geschätzte Anzahl Moldauer (Landesbevölkerung  
4 Millionen), die im Ausland arbeiten

Quelle: IVSS-Datenbank für gute Praxis (2018)

MIGRANTEN UND GESCHLECHTERFRAGEN

>50% <50%

Über die Hälfte der internationalen Arbeitsmigranten in 
Europa sind Frauen

Quelle: migrationdataportal.org (2018)

Weltweit sind weniger als die Hälfte  
aller Arbeitsmigranten Frauen

Quelle: migrationdataportal.org (2018)

BILATERALE VEREINBARUNGEN DER SOZIALEN SICHERHEIT

1904
In diesem Jahr wurde die erste bilaterale Vereinbarung 
zwischen Frankreich und Italien unterzeichnet

Quelle: IAO (2012)

Über die Hälfte
An der Mehrzahl der bilateralen Vereinbarungen weltweit 
sind europäische Länder beteiligt

Quelle: IAO (2015)
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H E R A U S F O R D E R U N G  10

Risiken
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Neue Risiken, Schocks und Extremereignisse

Weltweit sind die Gesellschaften und Volkswirtschaften verschiedenen 
und oft nicht vorhersagbaren wirtschaftlichen, sozialen, politischen 
und umweltbezogenen Schocks und Extremereignissen ausgesetzt. 
Die Systeme der sozialen Sicherheit absorbieren und dämpfen die 
schlimmsten Auswirkungen dieser Schocks und Extremereignisse und 
versuchen, ihre Häufigkeit und Schwere zu verringern. Sie ermöglichen 
den Gesellschaften, sich schneller von den negativen Auswirkungen zu 
erholen und sich besser auf künftige Ereignisse vorzubereiten.

Europa war umweltbezogenen, sozia-
len, gesundheitlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Schocks und Extremereig-

nissen stets in besonderer Weise ausgesetzt. 
Die Häufigkeit und Schwere dieser Schocks und 
Extremereignisse scheinen jedoch zuzunehmen. 
Gleichzeitig sind neue Risiken und Quellen 
externer Schocks für die Systeme der sozialen 
Sicherheit aufgetaucht. Um diese zunehmen-
den Unsicherheiten zu bewältigen, gehen die 
Programme der sozialen Sicherheit beim Risiko-
management immer mehr über ihre herkömm-
liche reaktive Rolle hinaus und beschreiten 
neue Wege.

Neue Risiken und externe Schocks machen, 
dass sich die Ungewissheiten in Bezug auf die 
herkömmlichen Lebenszyklus- und Arbeitsmarkt-
risiken, die von den Systemen der sozialen Si-
cherheit gedeckt werden, vergrößern. Um diese 
Ungewissheiten wirksam zu bewältigen, sollten 
die Institutionen der sozialen Sicherheit die 
Entwicklungen schrittweise verfolgen, zunächst 
in einem Planungs- und Präventionszeitraum, 

in dem potenzielle Schocks ermittelt und ihre 
möglichen Auswirkungen eingedämmt werden. 
Sodann sollte der Aufgabenbereich der Insti-
tution während des Schocks selbst bestimmt 
werden sowie das, was für sie danach zu tun 
ist. Diese Nachfolgemaßnahmen sind wichtig, 
denn obwohl Schocks meist von kurzer Dauer 
sind, können ihre negativen Auswirkungen doch 
lange anhalten und in manchen Fällen sogar 
dauerhaft sein.

NEUE 
HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DIE SOZIALE SICHERHEIT

Die Systeme der sozialen Sicherheit sind zentrale 
Akteure für die Prävention, Bewältigung und 
Folgenbeseitigung von Risikoereignissen in 
großem Maßstab. Angesichts des unsicheren 
globalen Umfelds ist es unzweifelhaft, dass die 
öffentlichen Sozialprogramme, die auf den 
Grundsätzen der Solidarität, Versicherung und 
Gleichheit beruhen, weiterhin höchst relevant  
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sind und dringend gebraucht werden. Dies zeigt 
sich insbesondere, wenn man einige potenzielle 
neue Risiken und Schocks betrachtet, die die 
Systeme der sozialen Sicherheit aus der Region 
treffen könnten.

Klimawandel. Die drei durchschnittlich hei-
ßesten Jahre, die bisher aufgezeichnet wurden, 
waren 2015, 2016 und 2017, und 2018 wird 
diesen Trend wahrscheinlich fortsetzen. Der Tem-
peraturanstieg in Mitteleuropa war in den 
vergangenen 40 Jahren doppelt so hoch wie im 
weltweiten Durchschnitt. Hinzu kamen Extrem-
ereignisse mit den tödlichen Überschwemmun-
gen in Frankreich, Italien und Spanien sowie der 
Trockenheit in Teilen Nordeuropas, der Schweiz 
und des Vereinigten Königreichs. Dies hatte 
allgemeine Auswirkungen auf die Wirtschaft und 
Produktivität, aber auch auf die Gesundheit und 
das Wohlbefinden der europäischen Bevölke-
rung.

Wirtschaftliche Schocks. Trotz einiger Er-
holung nach der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise von 2007/2008 liegen die Real-
löhne in vielen Ländern weiterhin unter dem 
Stand von 2010. In diesem Zeitraum haben die 
Haushaltseinkommen stagniert und die Kosten 
der wichtigsten Konsumgüter sind gestiegen, 
was zu einer relativen Verarmung der Bevöl-
kerungsgruppen mit mittleren und niedrigen 
Einkommen führte. Dadurch ist auch der Bedarf 
an sozialer Sicherheit gestiegen, die die Systeme 
der sozialen Sicherheit bereitstellen, aber zu-
gleich ist auch das Beitragsaufkommen, mit dem 
sie finanziert wird, zurückgegangen.

Neue Gesundheitsprobleme und Schocks für 
das Gesundheitswesen. Die Zahl der Men-
schen mit nichtübertragbaren Krankheiten in 
der Region hat zugenommen. Eine Sorge ist die 
wachsende Kohorte von Menschen mit 80 und 
mehr Jahren, die gebrechlich sind und deren 
psychischer und physischer Behandlungs- und 
Pflegebedarf die gegenwärtigen Sozialdienste 
und Gesundheitssysteme vor große Herausforde-
rungen stellt. Ein weiterer Trend, der vor allem 
bei jüngeren Kohorten beobachtet wird, ist die 
Zunahme psychischer Probleme.

Wandel der Arbeitsmärkte. Die zunehmende 
Fragmentierung der Erwerbsbiografien, die sich 
verändernden Arbeitsmärkte und das niedrige 
Lohnwachstum beeinträchtigen das finanziel-
le Gleichgewicht der Programme der sozialen 
Sicherheit, die wirtschaftliche Sicherheit der 
gedeckten Menschen sowie das Wohlbefinden 

der Einzelnen, Familien und Haushalte. Arbeits-
marktveränderungen können zu fragmentierten 
und unvollständigen Beitragsbiografien führen, 
so dass die Beiträge, mit denen die Leistungs-
ansprüche berechnet werden, im Durchschnitt 
geringer ausfallen. In einigen Fällen kann eine 
geringere Beitragsdichte zur Folge haben, 
dass die Arbeitnehmer die Untergrenze für rech-
tebasierte beitragsabhängige Leistungen nicht 
erreichen. Dadurch erhöht sich der Bedarf nach 
meist weniger großzügigen und oft gezielten 
und steuerfinanzierten Sozialhilfeprogrammen. 
Die Anspruchsberechtigung auf Sozialhilfe wird 
in der Region für viele Menschen im Erwerbsalter 
zunehmend davon abhängig gemacht, dass sie 
Bedingungen erfüllen, die ihr Verhalten betref-
fen, wie etwa die aktive Stellensuche, und wenn 
sie sie nicht erfüllen, dann haben sie oft Sanktio-
nen zu befürchten.

Veränderte politische Rahmenbedingungen. 
Die gestiegene und weitere steigende gesell-
schaftliche Ungleichheit führt zu immer mehr 
Unzufriedenheit der nationalen Bevölkerungen 
mit ihren politischen Systemen, den politischen 
Parteien und den nationalen Eliten. Die Aus-
wirkungen dieses sich verändernden Umfelds 
stehen möglicherweise im Widerspruch zu wich-
tigen Grundsätzen, die einen Großteil der sozia-
len Sicherheit in Europa ausmachen: Universalis-
mus, Solidarität, Umverteilung und Gleichheit.

MASSNAHMEN GEGEN NEUE 
RISIKEN

Die Institutionen der sozialen Sicherheit haben 
trotz ihrer operationellen Einschränkungen und 
des äußeren Drucks gezeigt, dass sie sich an 
neue und ganz unterschiedliche Risiken anpas-
sen können, und das zeigt, dass Innovationen 
zum entscheidenden Merkmal einer Dienstleis-
tungserbringung hoher Qualität geworden sind.

Klimawandel. Die Region ist aus zwei Gründen 
besonders anfällig: die steigende Zahl von 
Extremereignissen mit direkten, kurzfristigen 
und oft lebensbedrohenden Auswirkungen (wie 
etwa Überschwemmungen) und von solchen 
mit langfristigen Auswirkungen (Verschlechte-
rung des Gesundheitszustands, Rentabilität des 
vorherrschenden Geschäftsmodells usw.). Diese 
Veränderungen sollten bei den institutionel-
len Maßnahmen berücksichtigt werden. Einige 
Institutionen der sozialen Sicherheit haben eine 
Neugewichtung ihres Portfolios von Investitionen 
aus dem Reservefonds geprüft, um ihre Beteili-
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gung in Branchen und Unternehmen, deren Ge-
schäftsmodell auf fossilen Brennstoffen beruht, 
zu reduzieren. Andere Institutionen bieten eine 
kurzfristige Unterstützung für Menschen an, 
die von Stürmen, Überschwemmungen und 
Dürren betroffen sind.

Wirtschaftliche und finanzielle Schocks. 
Universelle Leistungen sind für Solidarität und 
Gleichheit besonders wichtig. Werden die be-
schäftigungsrelevanten Anforderungen in der 
Praxis von den Anspruchsvoraussetzungen für 
einige Leistungen entkoppelt, dann verteilt sich 
das Risiko und die am meisten benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen können besser geschützt 
werden. Ein weiteres Thema ist das Investitions-
management von Reservemitteln der sozialen 
Sicherheit. So etwa kann eine teilweise Ent-
kopplung der Investitionserträge vom nationalen 
Wirtschaftswachstum zugunsten sozialer Investi-
tionen wie etwa in nationale Infrastruktur- 
projekte dazu beitragen, die Risiken zu senken.

Gesundheitsrisiken. Die Häufung nichtüber-
tragbarer Krankheiten in den vergangenen 
Jahren in der Region kann als neues Risiko 
gewertet werden, aber auch als Schockereignis. 
Zusammen mit den veränderten Familienstruktu-
ren hat dies direkte Kostenimplikationen für die 
Gesundheits- und Pflegesysteme. Mit Präven-
tionsmaßnahmen wird in der Region versucht, 
diese Risiken durch gesündere Ernährung, 
die Reduktion toxischer Emissionen und Ver-
schmutzungen und die Förderung körperlicher 

Bewegung zu senken. Und im Gesundheitswe-
sen wird vermehrt auf Früherkennung gesetzt. 
Obwohl die Region über eine formelle Lang-
zeitpflegeversorgung verfügt – Deutschland 
beispielsweise kennt ein Modell, das von Sozial-
versicherungsbeiträgen finanziert wird –, fehlt 
es in Europa nach wie vor an formellen Lang-
zeitpflegekräften. Einige Institutionen versuchen 
den Fachkräftemangel durch geeignete Investi-
tionsstrategien zu bewältigen. Ohne koordinierte 
und verfügbare Langzeitpflegedienstleistungen 
stehen die regulären formellen Pflegeangebote 
jedoch unter einer immer größeren Arbeits-
belastung. Um die formelle Pflege zu ergänzen 
und Präventivmaßnahmen zu fördern wurden 
prioritär Strategien unter dem Label „Zu Hause 
älter werden“ umgesetzt.

Veränderte politische Rahmenbedingungen. 
Der regulatorische und institutionelle Rechts-
rahmen einer Institution der sozialen Sicherheit 
kann eine solide Unabhängigkeit und Autonomie 
gewährleisten, unabhängig von den politischen 
Veränderungen auf nationaler Ebene. Einige 
Leitliniensammlungen der IVSS können den In-
stitutionen dabei hilfreich sein. So etwa werden 
in den Leitlinien der IVSS über die Anlage von 
Vermögenswerten der sozialen Sicherheit die 
Grundsätze und Maßnahmen für Situationen 
beschrieben, wenn dem Reservefonds der 
Institution der sozialen Sicherheit bestimmte 
Anlagen vorgeschrieben werden. Um einem 
negativen Bild der Institutionen der sozialen 
Sicherheit in der Öffentlichkeit vorzubeugen und 

 Die Institutionen 
der sozialen Sicherheit 
haben gezeigt, dass 
sie sich an neue und 
ganz unterschiedliche 
Risiken anpassen 
können 
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das persönliche Stigma zu verringern, das mit 
dem Bezug bestimmter Leistungen verbunden 
ist, sollte die Kommunikation verbessert und mit 
positiven Botschaften versehen werden, damit 
das öffentliche Verständnis wächst und der Wert 
der sozialen Sicherheit besser in der Bevölke-
rung verankert wird.

Extremereignisse oder Schocks. Wirk-
same und robuste Leistungssysteme sind vor 
allem dann entscheidend, wenn herkömmliche 
Infrastrukturen von einem Extremereignis oder 
Schock betroffen sind. Elektronische Dienst-
leistungen sind zwar wichtig und können in 
Krisenfällen oft in größerem Umfang angeboten 
werden, aber sie sind nicht nur von der Strom-
versorgung abhängig, sondern sie benötigen 
auch Netzwerksicherheit, damit Datenver-
luste und Hacking vermieden werden können. 
Für Stromausfälle sind zudem alternative 
Netzwerke und alternative Versorgungsquellen 
erforderlich. Kritische Infrastrukturen müssen 
deshalb über eine strenge Betriebskontinuitäts-

planung und ausfallsichere Ansätze verfügen, 
und dazu gehören (im Extremfall) Methoden und 
Maßnahmen, auf die trotz des technologischen 
Fortschritts noch nicht verzichtet werden kann.

Die Maßnahmen gegen Schocks und Extrem-
ereignisse müssen deshalb auch gut koordiniert 
sein und möglichst viele Akteure mit einbezie-
hen. Die Zuständigkeiten sollten geklärt und die 
Ziele schon vorab festgelegt sein. Wenn es dann 
doch zu einem Schockereignis kommt, dann ist 
es wichtig, dass solche Verbundmaßnahmen 
nicht doppelt geführt und keine unnötigen 
Ressourcen verbraucht werden. Genau geplante 
Sofortmaßnahmen könnten erforderlich sein, 
um spezifische Auswirkungen von Schockereig-
nissen abzuwenden. Es sei jedoch erneut darauf 
hingewiesen, dass wirksame Maßnahmen gegen 
Schockereignisse meist einen reaktiven Teil um-
fassen, mit dem der unmittelbare Bedarf gedeckt 
wird, sowie einen präventiven Teil, der künftige 
Risiken und deren mögliche Auswirkungen ein-
dämmen soll. 
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KLIMAWANDEL UND EXTREMEREIGNISSE

3,4 Millionen
Von Überschwemmungen betroffene 
Menschen in Europa 2000-2011

Quelle: WHO (2018)

1 000
Überschwemmungsopfer in 
Europa (2000-2011)

>70 000
Zusätzliche Sterbefälle in  
12 europäischen Ländern durch  
die Hitzewelle von 2003

 UMFANG UND AUSWIRKUNGEN DER RISIKEN NEHMEN ZU

2010 2016
>70% 83%

12,8 Milliarden 
EUR
Durchschnittlicher wirtschaftlicher  
Jahresverlust aufgrund von wetter- 
und klimabedingten Extremer- 
eignissen für Mitgliedstaaten der  
Europäischen Umweltagentur 
(EWR) 2010-2016

Quelle: Europäische Umweltagentur (2018)

In den EWR-Mitgliedstaaten entfiel der 
Großteil der wirtschaftlichen Verluste 
auf nur 3% aller einzelnen aufge-
zeichneten Extremereignisse 
(2010-2016)

Naturkatastrophen aufgrund  
von wetter- oder klimabedingten  
Extremereignissen verursachten 
1980-2016 den Großteil der finan-
ziellen Verluste von EU Mitglied-
staaten

CYBERSICHERHEITS-RISIKEN IN EUROPA

38%

1,44 Milliarden EUR80 Millionen
Cyber-Angriffe in Europa 2018

Quelle: ThreatMetrix (2018)

Anteil der globalen Cyber- 
verbrechen 2018, die ihren Ursprung 
in Europa hatten

Kosten betrügerischer Karten- 
transaktionen in Ländern des Einheitlichen 
Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA) 2013

Quelle: Europol (2018)
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Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit
4 route des Morillons
Case postale 1
CH-1211 Genf 22
Schweiz www.issa.int

http://www.issa.int

